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Krise, wohin man schaut
Rot-grüne Ideologie droht unser Land zu zerstören
Geht es Ihnen auch so? Man 
möchte schon gar nicht mehr 
in die Zeitung oder die Nach-
richten schauen. Ständig 
neue, existenzbedrohende 
Probleme. Und eine Regie-
rung, deren Entscheidungen 
so offensichtlich falsch und 
schädlich sind, das es einen 
graust. 
Doch ich möchte Ihnen heu-
te Mut machen. Denn es gibt 
Lösungen. Wie genau die 
aussehen könnten, das erklä-
re ich Ihnen gerne auf den 
folgenden Seiten. 

WIE KONNTE ES SO-
WEIT KOMMEN?
Doch lassen Sie mich zu-
nächst erläutern, wo die ei-
gentliche Wurzel unserer 
heutigen Probleme liegt. 
Ungefähr seit der Jahrtau-
sendwende ist zu beobach-
ten, dass politische Entschei-
dungen immer weniger am 
Wohl der deutschen Bürger 
orientiert sind, sondern ganz 
anderen Interessen dienen. 
Da sind Banken auf einmal 
„to big to fail“ und der deut-
sche Steuerzahler muss dafür 
aufkommen, dass gierige 
Bankmanager sich verzockt 
hatten. Euro-Länder, die 
praktisch pleite sind, werden 
mit deutschem Steuergeld 
gerettet. In beiden Fällen 
wird von der EZB Geld auf 
den Markt geworfen, für das 
es keinen Gegenwert gibt. 
Die Lehrbuch-Formel für In-
flation. 
Parallel dazu seit 2002 die 
nicht durchdachte so ge-

nannte Energeiwende mit 
dem überhasteten und viel zu 
frühen Ausstieg aus der 
Kernenergie und Kohle. 
2015 wurde die Kontrolle 
über unsere Grenzen aufge-
geben und mehr als eine Mil-
lion Menschen aus einem 
fremden Kulturkreis ström-
ten ungehindert ins Land. 
Ein in der Menschheitsge-
schichte einmaliges gesell-
schaftliches Experiment mit 
fatalen Folgen. 
Und schließlich, seit 2020, 
der völlig überzogene und 
destruktive Umgang mit der 
Corona-Pandemie. 
Jede einzelne dieser Fehlent-
scheidungen machte unsere 
Wirtschaft und unsere Ge-
sellschaft instabiler und an-
fälliger. So brauchte es nur 
noch den passenden Auslö-
ser, um das Kartenhaus zum 
Einsturz zu bringen. Und der 

kam dann auch mit dem 
Krieg in der Ukraine und den 
selbstmörderischen Sanktio-
nen als Reaktion darauf. 

WARUM MACHT MAN 
SOWAS?
Die Frage nach dem Warum 
ist die Frage nach der Moti-
vation und Motive sind na-
turgemäß schwer zu ergrün-
den. Dennoch ist es möglich, 
ein paar Schlüsse zu ziehen.
In allen gerade genannten 
Fällen, standen andere Inte-
ressen als die des deutschen 
Volkes im Vordergrund. Und 
jedes Mal hat Deutschland 
einen hohen Preis dafür be-
zahlt. Ideologen des links-
grünen Zeitgeistes konnten 
mit Deutschland ja noch nie 
viel anfangen. Darum hatte 
man auch keine Scheu, ein 
ums andere Mal Entschei-
dungen zu treffen, die den 

Banken, den südeuropä-
ischen Euro-Ländern, den 
Wirtschaftsmigranten und 
der Profiteueren der Energie-
wende dienten, Deutschland 
aber großen Schaden zufüg-
ten. 
Ob wir es wollen oder nicht, 
als Nation, als Volk, sind wir 
eine Schicksalsgemein-
schaft. Darum ist es die erste 
Pflicht jeder deutschen Re-
gierung, das Wohl dieser Ge-
meinschaft zu fördern. Wer 
andere Interessen in den 
Vordergrund stellt, hat an der 
Spitze eines Volkes nichts zu 
suchen.
Aber noch ist es nicht zu spät, 
das Ruder herumzureißen. 
Wir brauchen dringend Lö-
sungen und eine Regierung, 
die pragmatisch-zupackend 
die Ursachen der Krisen be-
kämpft. Genau darum soll es 
in dieser Ausgabe gehen. 

Ist unser Land noch vor 
dem kulturellen und wirt-
schaftlichen Niedergang zu 
retten? Der bekannte Ko-
lumnist Harald Marten-
stein glaubt nicht mehr 
daran und schreibt in der 
Wochenzeitung „Welt am 
Sonntag“: „Was Deutsch-
land betrifft, hilft nur noch 
ein Wunder“.
Ich sehe das nicht so. Denn 
den seit Jahren anhalten-
den Niedergang, Stich-
worte: Verschuldung, In-
flation, Bildung, Grenz-
schutz, Infrastruktur, Bun-
deswehr, Energieversor-
gung etc., haben die Bürger 
zugelassen.
Die Wähler haben immer 
wieder Parteien gewählt, 
die dafür gesorgt haben, 
dass wir heute da stehen, 
wo wir stehen; viel zu we-
nige haben kritisiert und 
Veränderungen eingefor-
dert. 
Doch genauso wie die Bür-
ger die Entwicklung zuge-
lassen haben, so können – 
nein, müssen – die Bürger 
nun auch eine andere Poli-
tik anstoßen. Ein Wunder, 
wie Herr Martenstein hofft, 
wird uns nicht retten. Wir 
Bürger müssen das Schick-
sal unseres Landes bestim-
men. 
Es sind die Demonstran-
ten, die regelmäßig auf die 
Straße gehen, um das Wort 
gegen die Zumutungen der 
Politik zu erheben. Es sind 
die Abgeordneten einer 
echten Opposition, die in 
Kommunalparlamenten, 
Landtagen oder – wie ich – 
im Bundestag immer wie-
der Kritik üben und Verän-
derungen einfordern. Es 
sind die Eltern, Großeltern 
und Lehrer, die bei ihren 
Schützlingen eine überi-
deologisierte Bildungspoli-
tik korrigieren. Es sind die 
Schaffenden, die in ihren 

Unternehmen die Stan-
dards hochhalten und sich 
gegen grün-linke Zumu-
tungen stellen. Es sind die 
Mitglieder von Gemeinden 
und Vereinen, die sich dem 
Verlust unserer Traditio-
nen entgegenstellen.
Was die Politik betrifft, so 
genügen einige wenige ent-
schlossene Weichenstel-
lungen im Bundestag, um 
den Kurs unseres Landes 
zum Guten zu verändern. 
Es muss sich nur eine 
Mehrheit dafür finden. 
Und die Bürger haben es in 
der Hand, wann dies pas-
siert. 
In dieser Ausgabe erläutere 
ich die Lösungen. Dabei 
handelt es sich um grund-
legende Entscheidungen in 
fünf Kernbereichen, die 
den Niedergang umkehren 
können.
In all diesen Bereichen hat 
die Fraktion der Alternati-
ve für Deutschland im 
Bundestag bereits entspre-
chende Lösungen erarbei-
tet, Veränderungen einge-
fordert und um Mehrhei-
ten geworben.
Wir machen damit weiter, 
denn Aufgeben ist keine 
Option.
Ich wünsche Ihnen eine er-
hellende Lektüre in der 
Vorweihnachtszeit.
Alles Gute! 
Ihr 
Prof. Michael Kaufmann, 
Mitglied des Bundestages
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Unser Land zuerst

5 Krisen - 5 Lösungen
Energiekrise

Inflation
Rezession

Kriegsgefahr
Illegale Migration

Die Krisen, die unser Land derzeit zu zerreißen drohen, 
sind hausgemacht. Und vor vier dieser fünf Krisen hat 
die AfD seit Langem gewarnt. Unsere Anträge und 
Gesetzesentwürfe im Bundestag hätten viel dazu 
beigetragen, die jetzige Situation zu vermeiden. Doch 
jetzt rächt sich die Blockadehaltung der Altparteien 
gegenüber der AfD. Dabei liegen die Lösungen nach 
wie vor auf dem Tisch. Mehr dazu auf Seite 2. 

AfD im Aufwind
Die Alternative für Deutschland erfreut sich eines 
wachsenden Zuspruchs. Nicht nur, dass wir in Thürin-
gen, Sachsen und Brandenburg in Umfragen derzeit 
stärkste Kraft sind, selbst in den meisten westdeut-
schen Bundesländern kommen wir inzwischen auf 
zweistellige Zustimmungswerte. Unsere durchdachten 
Konzepte und die konstruktive Oppositionsarbeit 
werden immer stärker gewürdigt. Ein Grund zur 
Dankbarkeit und Ansporn, den eingeschlagenen Weg 
fortzusetzen. 



5 Krisen - 5 Lösungen
Energiekrise - Inflation - Rezession - Kriegsgefahr - illegale Migration
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Fracking in Deutschland - böse
Fracking in den USA - gut

Die energiepolitische Bilanz der Ampel liest sich wie ein Schildbürgerstreich. 
Aus der Kernkraft ausgestiegen. Aus der Kohle ausgestiegen. Gas aus 
Russland wollen wir nicht mehr. Und plötzlich merkt man, dass Sonne und 
Wind uns wohl doch nicht durch den Winter bringen werden. Also kauft man 
hektisch in aller Welt Erdgas zusammen. Der Preis spielt keine Rolle. Schutz 
der Umwelt  auch nicht mehr. Zumindest nicht, wenn das Fracking-Gas vom 
großen Bruder in Washington kommt. Dort wird das Fracking-Gas zwar 
unter Bedingungen gewonnen, die weit hinter unseren Umweltstandards 
zurückbleiben. Aber was soll’s? Not kennt offenbar kein Gebot. Dabei hätten 
wir in Deutschland selbst umfangreiche Schiefergasvorkommen. Wir 
müssten sie nur fördern. Aber das will man auch nicht. Der Grund? Sie 
ahnen es vielleicht … zu umweltschädlich. Das ist Wahnsinn.

Derzeit befinden sich 
weltweit rund 150 Kern-
kraftwerke im Bau oder 
in Planung. Bei Baukos-
ten von im Schnitt 8 bis 
10 Milliarden Euro je Re-
aktor entspricht das ei-
nem Marktvolumen von 
1,2 bis 1,5 Billionen Euro. 
Bis vor einigen Jahren 
wurde in Deutschland die 
sicherste und fortschritt-
lichste Reaktortechnik 
der Welt entwickelt, so 
dass deutsche Unterneh-
men unter normalen 
Umständen ein gehöriges 
Stück von diesem Kuchen 
abhaben könnten. 
Doch seit dem überhaste-
ten und ideologiegetrie-
benen Ausstieg aus der 
Kerntechnik 2011 wurde 
auch die Forschung und 
Entwicklung von Reak-
tortechnik in Deutsch-
land immer weniger ge-
wollt und gefördert. Die 
Folge ist, dass Unterneh-
men der Reaktortechnik 
in Deutschland nicht 
mehr investieren und 
ihre Aktivitäten in andere 
Teile der Welt verlegen. 
Damit geht Deutschland 
Wertschöpfung im zwei-
stelligen Milliardenbe-
reich verloren. 
Um diesen Missstand zu 
beseitigen und wenigs-
tens die wirtschaftlichen 
Chancen der Kernenergie 

Lauterbach duckt sich weg
Impfnebenwirkungen müssen dringend untersucht werden
Unzählige Menschen in 
unserem Land leiden un-
ter den Nebenwirkungen 
der COVID-Impfungen. 
Durch einen Bericht des 
Spiegel Anfang Juni ge-
wissermaßen unter Zug-
zwang gesetzt, twitterte 
Karl Lauterbach darauf-
hin am 12. Juni: „Guter 
Artikel. Post-Vac-Syn-
drom muss besser unter-
sucht werden“.
Wer aber nun gehofft 
hatte, dass den Opfern 
der verantwortungslosen 
Impfkampagne nun end-
lich die nötige Aufmerk-
samkeit geschenkt wür-
de, wurde bitter ent-
täuscht. 
Auf meine schriftliche 
Frage an den Kollegen 
Lauterbach, wie weit er 
mit der Untersuchung 
des Post-Vac-Syndroms  
denn inzwischen voran-
gekommen sei, wurde 
mir von seinem Staatsse-
kretär lapidar mitgeteilt: 
„Die Bundesregierung 
prüft derzeit die Förde-
rung der weiteren Erfor-
schung des Post-Vac-
Syndroms."

Na gut, besser als nichts, 
also fragte ich Ende Ok-
tober noch einmal nach, 
wie der Stand der Dinge 
sei. Worauf mir am 4. 
November geantwortet 
wurde, dass sich laut 
Paul-Ehrl ich-Institut 
„derzeit kein Risikosignal 
für die unter dem Begriff 

Es profitieren immer die 
anderen. So auch bei den 
vermeintlichen neuen 
Stel-len, die durch die 
W i n d i n - d u s t r i e 
g e s c h a f f e n w e r d e n 
sollten. Nun zeigt sich: 
Diese neuen Jobs waren 
nur von kurzer Dauer.
Die Regierung schneidet 
sich mit ihrer wirtschafts- 
u n d 
technologiefeindlichen
P o l i t i k u n t e r d e m 
Deckman-tel der „Klima-
R e t t u n g " i n s e i g e n e 
Fleisch und sorgt dafür, 
dass mit dem Rotor-
blattwerk des Windkraft-
a n l a g e n h e r s t e l l e r s 
„Nordex" in Rostock ein 
weiteres Unternehmen 
d e m S t a n d o r t 
Deutschland den Rücken 
kehrt: Die Produktion des 
letzten noch hierzulande 
verbliebenen Rotorblatt-
werks wird künftig nach 
Indien verlegt.
Die 600 Beschäftigen 
m ü s - s e n n a c h d e r 
Schließung Ende Juni in 
eine Transfer-gesellschaft 
wechseln.
C h r i s t i a n L i n d n e r 
bezeich-nete erneuerbare 
Energien unlängst noch 
n o c h a l s 
„Freiheitsenergien" - 
davon kann in diesem Fall 
keine Rede mehr sein. 

Stattdessen macht man 
sich nun auch in diesem 
Sektor von Importen 
abhängig. 
Nordex-CEO J.S Blanco 
sehe keine Alternative zu 
diesem „schmerzhaften 
Schritt" und begründet 
ihn damit, dass sich „die 
Wind-industrie in einem 
wettbe-werbsintensiven, 
globalen Markt bewegt, 
d e r v o r a l l e m 
kostengetrieben ist." Vor 
d i e s e m H i n t e r g r u n d 
müsse man die „globalen 
P r o d u k - t i o n s - u n d 
Beschaffungspro-zesse 
optimieren, um profi-
tabel zu produzieren und 
die Wettbewerbsfähigkeit 
der Nordex-Gruppe zu 
sichern."

Der Geschäftsführer der 
I G M e t a l l R o s t o c k -
Schwerin, Stefan Schad, 
s p r i c h t v o n e i n e r 
e n e r g i e p o l i t i s c h e n 
Katastrophe: „Da werden 
unhandliche Rotorblätter 
mit Längen von 50 und 
mehr Metern künftig um 
d i e h a l b e W e l t 
t r a n s p o r t i e r t , d a m i t 
hierzulande die Ener-
giewende eine Chance 
hat."

Nordex war nicht der ein-
zige Windkonzern, der in 
Deutschland Arbeitspätze 
a b g e b a u t u n d s e i n e 

Fortschrittskoalition? - Denkste!
Ampel verweigert sich den Chancen der Kernforschung
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Umweltministerium schlauer als der TÜV
Schön frühzeitig habe ich im Bundestag in zwei Fragen an das 
Umweltministerium darauf hingewiesen, dass ein Weiterbetrieb der 
drei verbliebenen Kernkraftewerke nicht nur möglich, sondern drin-
gend geboten ist. Die Antworten waren ernüchternd. Stellungnahmen 
unabhängiger Fachleute interessieren nicht. Das Ministerium setzt 
ausschließlich auf eigene Leute, die das sagen, was man hören will.  

mit Energie zu versorgen. 

Wäre da nur nicht diese 
verflixte Natur, die sich 
einfach nicht in grüne Öko-
Träume einfügen lassen will. 
Und so weht der Wind 
weiter, wann er will und die 
Sonne scheint mal mehr und 
mal weniger. Im Fachjargon 
h e i ß t d a s , d i e s e 
Energieträger sind nicht 
grundlastfähig.

Zur Sicherung unserer Ener-
gieversorgung und damit 
u n s e r e s W o h l s t a n d s 
brauchen wir heute mehr 
denn je alle Energieträger. 
Erneuerbare Energien 
k ö n n e n d a b e i e i n e 
ergänzende Funkt ion 
überneh-men.  Mehr aber 
auch nicht. 

I c h f o r d e r e d a h e r , 
z u s a m m e n m i t d e r 
gesamten AfD-Frak-tion, 
schon seit langem einen 
radikalen Wandel in der En-
ergiepolitik, der unter ande-
rem die Kernenergie mit 
ein-schließt. Dafür werde 
ich auch weiter kämpfen. Es 

Forschungsfreiheit auch in Deutschland bedroht
Für eine ideologiefreie Forschungsförderung

Beim Treffen der G7-Wis-
senschaftsminister vom 12. 
- 14. Juni in Frankfurt 
diskutierte Bundesfor-
schungsministerin Bettina 
Stark-Watzinger mit ihren 
Amtskollegen auch über 
das Thema Wissenschafts-
freiheit. Sie betonte dabei, 
dass wir die Forschungs-
freiheit, die weltweit im-
mer mehr unter Druck 
gerät, verteidigen müssen 
und bezog sich dabei in 
erster Linie auf Russland 
und den Krieg in der 
Ukraine. 
So lobenswert es ist, die 
Forschungsfreiheit ver-
teidigen zu wollen, so 
schmerzhaft fällt auf, wie 
einseitig diese Bestre-
bungen offenbar ausge-
richtet sind. Nicht nur in 
Russland und der Ukraine

ist die Freiheit von For-
schung und Lehre bedroht, 
sondern auch bei uns in 
Deutschland und in der 
westlichen Welt. 

Die Forschungs- und Rede-
freiheit an Hochschulen 
wird immer häufiger einge-
schränkt, indem Stimmen, 
die gängigen Narrativen 
widersprechen, ausge-
grenzt, bedroht und mund-
tot gemacht werden. Jüng-
stes Beispiel ist die Absage 
eines Vortrags zum biolo-
gischen Geschlecht an der 
Humboldt-Universität in 
Berlin, aus Angst vor laut-
starken Randalierern aus 
dem linken Spektrum.

Forschungsförderung wird 
immer stärker auf ideolo-
gisch gewollte Forschungs-
gebiete wie Klimawandel, Energie- und Mobilitäts-

wende oder Genderfragen 
verengt. Technologieoffene 
Forschung hingegen, z. B. 
an der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, wird prak-
tisch unmöglich gemacht.  

Und auch während der Co-
ronapandemie haben wir 
erlebt, wie Forscher, deren 
Ergebnisse nicht in das 
politisch gewünschte Nar-
rativ passten, systematisch 
ausgegrenzt und mundtot 
gemacht wurden. 

Das Bestreben, die For-
schungsfreiheit zu vertei-
digen unterstütze ich, ge-
meinsam mit der gesamten 
AfD-Fraktion, vorbehaltlos. 
Forschung muss frei von 
ideologischen Zielen blei-
ben. Aber fangen wir doch 
bitte erstmal bei uns an. 

Post-Vac-Syndrom be-
zeichneten Beschwerden“ 
ergibt.   
Es ist ein Skandal mit 
welcher Kaltschnäuzig-
keit der Gesundheitsmi-
nister die Risiken  der 
COVID-Impfungen bei-
seitewischt und es zeugt 
von erschreckender Igno-
ranz und Gleichgültigkeit 

DAS PROBLEM:
Energie ist durch die 
undurchdachte „Energie-
wende“ und die Sanktio-
nen gegen Russland so-
wohl knapp als auch teuer 
geworden. Damit wird sie 
für die Bürger zunehmend 
unbezahlbar und raubt der 
deutschen Wirtschaft ihre 
Wettbewerbsfähigkeit. Die 
Folge sind Firmenpleiten 
und Verarmung.
DIE LÖSUNG: 
1. Das Experiment „Energie-

Energiekrisewende“ mit der ausschließ-
lichen Fokussierung auf 
Sonne und Windkraft muss 
beendet werden. 
Deutschland muss ideolo-
giefrei auf alle verfügbaren 
Energieträger zurückgreifen. 
Das schließt Kohle und 
Kernenergie ausdrücklich 
mit ein. Die drei noch ver-
bliebenen Kernkraftwerke 
müssen auch über den 15, 
April 2023 hinaus am Netz 
bleiben. Neue Brennstäbe 
müssen unverzüglich be-

stellt werden. Und bereits 
stillgelegte, aber noch nicht 
im Rückbau befindliche 
Kernkraftwerke müssen 
reaktiviert werden. 
Der Ausstieg aus der Nut-
zung heimischer Braunkohle 
muss widerrufen, bereits 
stillgelegte Kohlekraftwerke 
müssen dauerhaft reakti-
viert werden. 
Gleichzeitig muss die For-

schung an der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie 
und an verbesserter, um-
weltfreundlicherer Filter- 
und Speichertechnik für 
konventionelle Kraftwerke 
wieder umfassend gefördert 
werden.

2. Die selbstmörderische 
Weigerung, russisches Gas 
über den noch intakten 
Strang von Nord Stream 2 
zu beziehen, muss aufgege-
ben werden. Ob es uns 

gefällt oder nicht, wir 
brauchen dieses Gas und in 
allen anderen Fällen lassen 
wir uns bei der Auswahl der 
Lieferanten der für uns 
lebenswichtigen Rohstoffe  
(China, Saudi-Arabien, 
Kongo etc.) auch von keinen 
allzu hohen moralischen 
Maßstäben leiten.  
Gleichwohl muss Deutsch-
land mittelfristig danach 
streben, nicht mehr von 
ausländischen Energie-
trägern abhängig zu sein. 

DAS PROBLEM: 
Die Inflation in Deutsch-
land befindet sich mit 
über 10 Prozent auf ei-
nem nie dagewesenen 
Niveau. Bei Gütern des 
täglichen Bedarfs, allem 
voran Lebensmitteln, 
dürfte sie eher über 20 
Prozent liegen. Die Folge 
ist, dass immer mehr 
Menschen sich das Le-
ben nicht mehr leisten 
können, ihre Rücklagen 
aufbrauchen oder auf 
Grundsicherung ange-

Inflationwiesen sind. Zudem ver-
liert erworbenes Vermö-
gen rapide an Wert.
DIE LÖSUNG: 
1. Die Energiepreise, als 
wichtigster Inflations-
treiber, müssen dauer-
haft gesenkt werden. De-
tails dazu oben unter 
„Energiekrise“
2. Als Sofortmaßnahme 
zur Entlastung vor allem 
der unteren Einkommen 
muss die Mehrwertsteu-
er auf Lebensmittel und 
Energie vorübergehend 

auf Null gesenkt werden. 
Zudem ist die Strom-
steuer abzuschaffen. Die 
e n o r m g e s t i e g e n e n 
Kraftstoffpreise sollen 
durch eine erhebliche 
Senkung der Energie-
steuer auf das Minimum 
reduziert werden. Die 
CO2-Abgabe – insbeson-
dere auf Benzin, Diesel 
und Gas – und der Emis-
sionshandel sind voll-

ständig abzuschaffen.
3.  Deutschland muss 
sich mit Nachdruck da-
für einsetzen, dass die 
„Whatever it takes“-
Geldpolitik der EZB be-
endet wird. Die AfD-
Bundestagsfraktion for-
dert die Bundesregie-
rung daher auf, das ver-
tragswidrige Verhalten 
der EZB endlich vom 
EUGH verbieten zu las-
sen. Die EZB muss zu-
rückkehren zu einer Po-
litik der Geldwertstabili-

tät. Sollte dies nicht 
durchsetzbar sein, muss 
Deutschland notfalls be-
reit sein, den Euro-Ver-
bund zu verlassen und 
zu einer eigenen Wäh-
rung zurückzukehren.  
4. Löhne müssen ar-
mutsfest sein. Damit der 
M i n d e s t l o h n s e i n e 
Schutzfunktion erfüllen 
kann, soll die Mindest-
lohnkommission künftig 
– neben der Tarifent-
wicklung – auch die In-
flation berücksichtigen. 

DAS PROBLEM:
Die höchsten Steuern und 
die höchsten Energieprei-
se in Europa, sowie eine 
ausufernde Bürokratie  
führen dazu, dass die 
deutsche Wirtschaft welt-
weit zunehmend weniger 
wettbewerbsfähig wird. 
Gestörte Lieferketten tun 
ein Übriges. Hinzu kommt 
die stark abnehmende 
Konsumbereitschaft auf-
grund von Inflation und 
Zukunftsangst. Kommen 

RezessionRezession und Inflation 
zusammen, besteht die 
Gefahr einer Depression, 
d.h. eines langen und 
massiven Einbruchs der 
Wirtschaft. Die Folgen 
sind Deindustrialisierung, 
Arbeitslosigkeit und Woh-
lstandsverluste. 
DIE LÖSUNG: 
1. Umsetzung der oben 
genannten Maßnahmen 
gegen die Energiekrise.
2. Umsetzung der oben 
genannten Maßnahmen 

gegen die Inflation.
3. Streichung unnötiger 
und ineffizienter Staats-
ausgaben, um Spielräume 
für Steuersenkungen zu 
schaffen. Ansätze hierzu 
wären genug vorhanden. 
Die Kosten, die durch die 
illegale Migration verur-
sacht werden, weitgehend 
wirkungslose Projekte ge-
gen den Klimawandel, 

eine ausufernde Bürokra-
tie und ein immer weiter 
aufgeblähter Beamtenap-
parat, um nur einige Bei-
spiele zu nennen - all das 
kann sich Deutschland in 
der gegenwärtige Lage 
nicht mehr leisten.
4.  Einkommens- und 
Unternehmenssteuern 
müssen deutlich gesenkt 
werden, damit den Bürger 
mehr Geld für den Kon-
sum und den Unterneh-
men mehr Geld für Inve-

stitionen bleibt. 
5. Unternehmerisches 
Handeln muss von aller 
überflüssigen Bürokratie 
befreit werden. Setzen wir 
Unternehmer wieder frei 
etwas zu unternehmen.  
Eine Bürokratie, die bis in 
die letzten Details alles 
regulieren und kontrol-
lieren will, braucht kein 
Mensch.
Damit Deutschland wieder 
zu einem attraktiven Wirt-
schaftsstandort wird.

DAS PROBLEM:
Der Krieg in der Ukraine 
ist schrecklich und die 
Menschen in der Ukraine 
verdienen unsere volle 
humanitäre Unterstüt-
zung. Diese leisten wir 
durch Hilfsgelder und 
indem wir in großer Zahl 
Flüchtlinge aufnehmen. 
Doch dieser Krieg ist nicht 
unser Krieg. Trotzdem 
mischt sich Deutschland 
mit Waffenlieferungen 
und Sanktionen immer 

Kriegsgefahrstärker in diesen Krieg ein. 
Dies intensivert nicht nur 
den Krieg und erhöht die 
Zahl der Opfer, es bringt 
auch die reale Gefahr mit 
sich, dass Deutschland 
selbst zur Kriegspartei 
wird. 
DIE LÖSUNG: 
1. Deutschland sollte dem 
Beispiel unserer Nachbarn 
in der Schweiz und in 
Österreich folgen, die sich 
in ihrer Verfassung zur 
Neutralität verpflichtet 

haben.
2. Deutschland sollte die 
Waffenlieferungen an die 
Ukraine und die Sankti-
onen gegen Russland 
beenden. Letztere sind 
wirkungslos und erstere 
bergen die Gefahr zur 
Kriegspartei zu werden.
3. Deutschland sollte sich 
mit Nachdruck dafür ein-
setzen, dass die Kriegspar-

teien zurück an den Ver-
handlungstisch kommen 
und an einer Friedenslö-
sung arbeiten. Die beiden 
Minsker Abkommen kön-
nten dafür eine gute 
Grundlage bieten. 
4. Um für den Fall. dass 
ein Kriegsgeschehen in 
unserer Nachbarschaft 
ohne unser Zutun irgend-
wann doch einmal auf 
Deutschland übergreifen 
sollte, muss Deutschland 
umgehend wieder eine 

schlagkräftige und umfas-
send einsatzfähige Bun-
deswehr aufbauen. 
5.   Deutschland muss sich 
um eine ausgewogene und 
wahrheitsgetreue Bericht-
erstattung über den Krieg 
in der Ukraine bemühen, 
die die Vorgeschichte des 
Konflikts berücksichtig, 
wie das bis 2021 der Fall 
war und die der Tatsache 
Rechnung trägt, dass in 
einem Krieg beide Seiten 
Propaganda einsetzen. 

DAS PROBLEM:
2015 öffnete die damalige 
Regierung Deutschlands 
Grenzen für jede Art von 
Migranten. Innerhalb 
kürzester Zeit strömten 
daraufhin etwa 1 Million 
Menschen ins Land. Ins-
gesamt seit 2015 fast 4 
Millionen. 
Damit kamen Gewalt und 
ein rückständiges Men-
schen- und Gesellschafts-
bild nach Deutschland. 
Hinzu kommt, dass ein 
großer Teil dieser Zuwan-

Migrationderer nicht in der Lage 
ist, aus eigener Kraft sei-
nen lebensunterhalt zu 
bestreiten. 
Weil ein derart unkon-
trollierter Zustrom von 
M e n s c h e n e i n L a n d 
zwangsläufig auf eine 
wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Zerreiß-
probe stellt, kontrollieren 
alle anderen Länder die-
ser Welt, wer zu ihnen 
ins Land kommt. Nicht 
so Deutschland. Mit fata-
len Folgen.

DIE LÖSUNG: 
1. Effektive und engma-
schige Kontrolle der 
Grenzübertritte.
2. Zurückweisung von 
offensichtlichen Wirt-
schaftsmigranten bereits 
an der Grenze. 
3. Abbau von Anreizen, 
die zur Zuwanderung in 
unsere Sozialsysteme er-
mutigen. 
4 . B e k ä m p f u n g v o n 

Fluchtursachen in den 
Herkunftsländern.
5 . Aberkennung des 
Schutzstatus nach Rei-
sen von Asylberechtigten 
in ihr „Verfolgerland“.
6. Konsequente Rück-
führung abgelehnter und 
ausreisepflichtiger Asyl-
bewerber. Ausnahmslose 
Abschiebung von Ge-
fährdern und Straftä-
tern. 
7. Rücknahme der ge-
genwärtigen Gesetzesin-
itiativen zur erleichter-

ten Einbürgerung selbst 
illegal Eingereister (so 
genanntes Chancenauf-
enthaltsrecht). 
Entgegen gängiger Be-
hauptungen ist die AfD 
nicht fremdenfeindlich. 
Wir setzen uns für den 
Schutz politisch Verfolg-
ter wie auch für eine 
qualifizierte Zuwande-
rung ein. Aber wir sind 
uns auch bewusst, dass 
ein Land seine Grenzen 
schützen und Zuwande-
rung kontrollieren muss.

Alle unsere gegenwärtigen Krisen und Probleme sind hausgemacht. 
Wir verdanken sie einer Politik, die sehr stark einer Ideologie, aber kaum der Vernunft verpflichtet ist. 

Doch es gibt Lösungen. Wir müssen Sie nur wollen. 
Zum Wohle Deutschlands, denn nur ein starkes Deutschland kann eine konstruktive Rolle in der Welt spielen.

für Deutschland zu erhal-
ten, hatte ich im Oktober 
einen Antrag in den 
Deutschen Bundestag 
eingebracht, die For-
schung an der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie 
wieder umfassend zu för-
dern. 
Die Beratungen dazu im 
Ausschuss und anschlie-
ßend im Bundestag hat-
ten jedoch etwas von ab-
surdem Theater. Quer 
durch alle Fraktionen 
wurde argumentiert, dass 
wir in Deutschland be-
schlossen hätten, keine 
Kernkraftwerke mehr zu 
bauen. Doch darum ging 
es in meinem Antrag ja 
gar nicht. Auf das eigent-
liche Anliegen, damit der 
deutschen Wirtschaft 
Chancen zu erhalten, 

wurde praktisch nicht 
eingegangen. 
Hier zeigt sich einmal 
mehr, wie sehr diese gan-
ze Debatte rein ideolo-
gisch geprägt ist. Der 
Grundsatz lautet „Kern-
kraft ist böse“. Wider-
spruch wird nicht gedul-
det. Währenddessen setzt 
der Rest der Welt wieder 
zunehmend auf die Kern-
energie, was sich unter 
anderem daran zeigt, 
dass sowohl die UN wie 
auch die EU die Kern-
kraft als nachhaltige, d.h. 
grüne, Technologie ein-
gestuft haben, die zudem 
einen wichtigen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten 
kann. Aber Fakten spie-
len für die Ampel offen-
bar inzwischen über-
haupt keine Rolle mehr. 

Laut offiziellen Zahlen 
lebten zum 31.12.2013 
80,77 Mio Menschen in 
Deutschland. Zum 30. 
Juni 2022 waren es be-
reits 84,08 Mio. Ein Zu-
wachs von 3,31 Mio 
Menschen.
Nun ist dieses Bevölke-
rungswachstum leider 
nicht darauf zurückzu-
führen, dass die Deut-
schen die Lust am Kin-
derkriegen wiederent-
deckt hätten. Die Gebur-
tenrate liegt hierzulande 
seit vielen Jahren unter 
der Sterberate. 
Das bedeutet, die einhei-
mische Bevölkerung – 
einschließlich aller be-
reits hier integrierten 
Zuwanderer – ist in die-
sem Zeitraum sogar ge-
schrumpft. 
Wir können somit von 
einer Zahl von 3,5 bis 4 
Millionen zusätzlichen 

gegenüber den Betroffe-
nen.
Diese Menschen haben 
sich im Vertrauen auf die 
Versprechen des Gesund-
heitsministers gegen CO-
VID impfen lassen und 
sind nun zum Teil mit 
furchtbaren und blei-
benden Schäden an ihrer 
Gesundheit konfrontiert. 
Nicht wenige sind sogar 
daran gestorben.
Gemeinsam mit meinen 
Kollegen aus der AfD-
Fraktion im Bundestag 
werde ich die Bundesre-
gierung und besonders 
Herrn Lauterbach, nicht 
aus der Verantwortung 
für diesen größten Medi-
zinskandal der Geschich-
te entlassen. Wir werden 
weiter darauf drängen, 
dass die Risiken und Ne-
benwirkungen der CO-
VID-Impfungen syste-
matisch erforscht wer-
den. Vor allem aber muss 
den Betroffenen umge-
hend geholfen werden, 
und es muss verhindert 
werden, dass weiterhin 
Impfschäden in großer 
Zahl entstehen.

Migranten in einem Zeit-
raum von nur achtein-
halb Jahren ausgehen. 
Wobei ein beträchtlicher 
Teil reine Wirtschafts-
flüchtlinge sind, von de-
nen sich wiederum ein 
Großteil illegal hier auf-
hält. 
Nun ist ein Zustrom von 
rund 5 Prozent der Ge-
samtbevölkerung, noch 
dazu überwiegend aus 
einem fremden Kultur-
kreis, in wenigen Jahren 
für jede Nation – vor-
sichtig ausgedrückt – 
eine enorme Herausfor-
derung. 

Wie viel ist zu viel?
Daher wollte ich vom In-
nenministerium gerne 
wissen, welche Untersu-
chungen die Bundesre-
gierung in Auftrag gege-
b e n h a t , u m z u 
ermitteln, bei welcher 

Anzahl von Zuwande-
rern die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Auf-
n a h m e f ä h i g k e i t 
Deutschlands denn er-
schöpft sei. 
Die Antwort hätte aus 
ein paar Zahlen und der 
Nennung der Quellen 
bestehen können. Dann 
hätte man anhand dieser 
Zahlen überprüfen kön-

n e n , w o w i r g r a d e 
stehen.
Stattdessen wurde mir 
wortreich erklärt, dass 
man erstens nicht die ge-
ringste Ahnung hat und 
dass das zweitens auch 
gar keine Rolle spiele.
Mit anderen Worten: Die 
Bundesregierung igno-
riert seit fast 10 Jahren 
die Tatsache, dass jede 

Nation nur ein begrenz-
tes Maß an Zuwande-
rung verkraften kann, 
o h n e w i r t s c h a f t l i c h 
schweren Schaden zu 
n e h m e n u n d g e s e l l-
schaftlich auf eine Zer-
reißprobe gestellt zu 
werden. Eine Tatsache, 
die alle anderen Länder 
der Erde in ihrer Zuwan-
derungspraxis berück-
sichtigen und darum kla-
re – teilweise sogar sehr 
strenge – Maßstäbe für 
Zuwanderung geschaffen 
haben und ihre Grenzen 
dementsprechend schüt-
zen. 
Zusätzlich interessiert 
sich die Bundesregie-
rung offenbar nicht im 
Geringsten für die Fol-
gen ihres Handelns oder 
besser Unterlassens. 
Eine derart verantworts-
lose und grob fahrlässige 
Poltik nimmt sehenden 

Auges in Kauf, dass un-
serem Land erheblicher 
Schaden zufügt wird, der 
in letzter Konsequenz 
sogar zu einer völligen 
Destabilisierung unserer 
G e s e l l s c h a f t f ü h r e n 
kann. 
Dem muss endlich Ein-
halt geboten werden. 
Und darum setze ich 
mich gemeinsam mit der 
AfD-Fraktion weiter mit 
Nachdruck dafür ein, 
dass unsere Grenzen ge-
schützt und bei der Zu-
wanderung geltendes 
Recht wieder umgesetzt 
wird. Das hat nicht das 
Geringste mit Fremden-
feindlichkeit zu tun, wie 
uns so oft vorgeworfen 
wird, sondern trägt der 
Tatsache Rechnung, dass 
jede Gesellschaft nur bis 
zu einem gewissen Grad 
aufnahme- und belas-
tungsfähig ist. 

Unkontrollierte Zuwanderung hält an
Und die Bundesregierung offenbart einmal mehr Ahnungslosigkeit und Desinteresse

Quelle: EudraVigilance: Europäische Datenbank gemeldeter Verdachtsfälle von 

Gendersprache mit Bundesmitteln gefördert
Unser Bildungswesen hat drängendere Probleme

Wie sich aus einer klei-
nen Anfrage an die Bun-
desregierung ergab, wer-
den Aktivitäten im Be-
reich der Gendersprace 
auch aus Bundesmitteln 
finanziert. Und zwar mit 
mindestens sechsstelli-
gen Beträgen pro Jahr.
Dabei hat unser Bil-
dungswesen gegenwärtig 
doch wahrlich drängen-
dere Probleme, als die 
korrekte Nutzung ei-
nes ,Binnen-I'. Das Insti-
tut zur Qualitätsentwick-
lung im Bildungswesen 

(IQB) hatte im vergange-
nen Jahr die Bildungs-
kompetenzen von Viert-
klässlern in Deutsch und 
Mathematik unter die 
Lupe genommen. Dabei 
stellte sich heraus, dass 
allein in Mathematik 22 
Prozent der Viertklässler 
bundesweit den Mindest-
standard nicht erreichen, 
bei der Rechtschreibung 
sind es sogar 30 Prozent. 
Hierbei spielt auch der 
Zuwanderungshinter-
grund zunehmend eine 
Rolle. Jeder Euro, den 

der Staat für die Förde-
rung  von völlig überflüs-
sigen Projekten zur Gen-
dersprache ausgibt, ist 
ein Euro zu viel.

Hoffen wir, dass es nicht so 
weit kommt

http://www.adrreports.eu/de/index.html
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Fracking in Deutschland - böse
Fracking in den USA - gut

Die energiepolitische Bilanz der Ampel liest sich wie ein Schildbürgerstreich. 
Aus der Kernkraft ausgestiegen. Aus der Kohle ausgestiegen. Gas aus 
Russland wollen wir nicht mehr. Und plötzlich merkt man, dass Sonne und 
Wind uns wohl doch nicht durch den Winter bringen werden. Also kauft man 
hektisch in aller Welt Erdgas zusammen. Der Preis spielt keine Rolle. Schutz 
der Umwelt  auch nicht mehr. Zumindest nicht, wenn das Fracking-Gas vom 
großen Bruder in Washington kommt. Dort wird das Fracking-Gas zwar 
unter Bedingungen gewonnen, die weit hinter unseren Umweltstandards 
zurückbleiben. Aber was soll’s? Not kennt offenbar kein Gebot. Dabei hätten 
wir in Deutschland selbst umfangreiche Schiefergasvorkommen. Wir 
müssten sie nur fördern. Aber das will man auch nicht. Der Grund? Sie 
ahnen es vielleicht … zu umweltschädlich. Das ist Wahnsinn.

Derzeit befinden sich 
weltweit rund 150 Kern-
kraftwerke im Bau oder 
in Planung. Bei Baukos-
ten von im Schnitt 8 bis 
10 Milliarden Euro je Re-
aktor entspricht das ei-
nem Marktvolumen von 
1,2 bis 1,5 Billionen Euro. 
Bis vor einigen Jahren 
wurde in Deutschland die 
sicherste und fortschritt-
lichste Reaktortechnik 
der Welt entwickelt, so 
dass deutsche Unterneh-
men unter normalen 
Umständen ein gehöriges 
Stück von diesem Kuchen 
abhaben könnten. 
Doch seit dem überhaste-
ten und ideologiegetrie-
benen Ausstieg aus der 
Kerntechnik 2011 wurde 
auch die Forschung und 
Entwicklung von Reak-
tortechnik in Deutsch-
land immer weniger ge-
wollt und gefördert. Die 
Folge ist, dass Unterneh-
men der Reaktortechnik 
in Deutschland nicht 
mehr investieren und 
ihre Aktivitäten in andere 
Teile der Welt verlegen. 
Damit geht Deutschland 
Wertschöpfung im zwei-
stelligen Milliardenbe-
reich verloren. 
Um diesen Missstand zu 
beseitigen und wenigs-
tens die wirtschaftlichen 
Chancen der Kernenergie 

Lauterbach duckt sich weg
Impfnebenwirkungen müssen dringend untersucht werden
Unzählige Menschen in 
unserem Land leiden un-
ter den Nebenwirkungen 
der COVID-Impfungen. 
Durch einen Bericht des 
Spiegel Anfang Juni ge-
wissermaßen unter Zug-
zwang gesetzt, twitterte 
Karl Lauterbach darauf-
hin am 12. Juni: „Guter 
Artikel. Post-Vac-Syn-
drom muss besser unter-
sucht werden“.
Wer aber nun gehofft 
hatte, dass den Opfern 
der verantwortungslosen 
Impfkampagne nun end-
lich die nötige Aufmerk-
samkeit geschenkt wür-
de, wurde bitter ent-
täuscht. 
Auf meine schriftliche 
Frage an den Kollegen 
Lauterbach, wie weit er 
mit der Untersuchung 
des Post-Vac-Syndroms  
denn inzwischen voran-
gekommen sei, wurde 
mir von seinem Staatsse-
kretär lapidar mitgeteilt: 
„Die Bundesregierung 
prüft derzeit die Förde-
rung der weiteren Erfor-
schung des Post-Vac-
Syndroms."

Na gut, besser als nichts, 
also fragte ich Ende Ok-
tober noch einmal nach, 
wie der Stand der Dinge 
sei. Worauf mir am 4. 
November geantwortet 
wurde, dass sich laut 
Paul-Ehrl ich-Institut 
„derzeit kein Risikosignal 
für die unter dem Begriff 

Es profitieren immer die 
anderen. So auch bei den 
vermeintlichen neuen 
Stel-len, die durch die 
W i n d i n - d u s t r i e 
g e s c h a f f e n w e r d e n 
sollten. Nun zeigt sich: 
Diese neuen Jobs waren 
nur von kurzer Dauer.
Die Regierung schneidet 
sich mit ihrer wirtschafts- 
u n d 
technologiefeindlichen
P o l i t i k u n t e r d e m 
Deckman-tel der „Klima-
R e t t u n g " i n s e i g e n e 
Fleisch und sorgt dafür, 
dass mit dem Rotor-
blattwerk des Windkraft-
a n l a g e n h e r s t e l l e r s 
„Nordex" in Rostock ein 
weiteres Unternehmen 
d e m S t a n d o r t 
Deutschland den Rücken 
kehrt: Die Produktion des 
letzten noch hierzulande 
verbliebenen Rotorblatt-
werks wird künftig nach 
Indien verlegt.
Die 600 Beschäftigen 
m ü s - s e n n a c h d e r 
Schließung Ende Juni in 
eine Transfer-gesellschaft 
wechseln.
C h r i s t i a n L i n d n e r 
bezeich-nete erneuerbare 
Energien unlängst noch 
n o c h a l s 
„Freiheitsenergien" - 
davon kann in diesem Fall 
keine Rede mehr sein. 

Stattdessen macht man 
sich nun auch in diesem 
Sektor von Importen 
abhängig. 
Nordex-CEO J.S Blanco 
sehe keine Alternative zu 
diesem „schmerzhaften 
Schritt" und begründet 
ihn damit, dass sich „die 
Wind-industrie in einem 
wettbe-werbsintensiven, 
globalen Markt bewegt, 
d e r v o r a l l e m 
kostengetrieben ist." Vor 
d i e s e m H i n t e r g r u n d 
müsse man die „globalen 
P r o d u k - t i o n s - u n d 
Beschaffungspro-zesse 
optimieren, um profi-
tabel zu produzieren und 
die Wettbewerbsfähigkeit 
der Nordex-Gruppe zu 
sichern."

Der Geschäftsführer der 
I G M e t a l l R o s t o c k -
Schwerin, Stefan Schad, 
s p r i c h t v o n e i n e r 
e n e r g i e p o l i t i s c h e n 
Katastrophe: „Da werden 
unhandliche Rotorblätter 
mit Längen von 50 und 
mehr Metern künftig um 
d i e h a l b e W e l t 
t r a n s p o r t i e r t , d a m i t 
hierzulande die Ener-
giewende eine Chance 
hat."

Nordex war nicht der ein-
zige Windkonzern, der in 
Deutschland Arbeitspätze 
a b g e b a u t u n d s e i n e 

Fortschrittskoalition? - Denkste!
Ampel verweigert sich den Chancen der Kernforschung
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Umweltministerium schlauer als der TÜV
Schön frühzeitig habe ich im Bundestag in zwei Fragen an das 
Umweltministerium darauf hingewiesen, dass ein Weiterbetrieb der 
drei verbliebenen Kernkraftewerke nicht nur möglich, sondern drin-
gend geboten ist. Die Antworten waren ernüchternd. Stellungnahmen 
unabhängiger Fachleute interessieren nicht. Das Ministerium setzt 
ausschließlich auf eigene Leute, die das sagen, was man hören will.  

mit Energie zu versorgen. 

Wäre da nur nicht diese 
verflixte Natur, die sich 
einfach nicht in grüne Öko-
Träume einfügen lassen will. 
Und so weht der Wind 
weiter, wann er will und die 
Sonne scheint mal mehr und 
mal weniger. Im Fachjargon 
h e i ß t d a s , d i e s e 
Energieträger sind nicht 
grundlastfähig.

Zur Sicherung unserer Ener-
gieversorgung und damit 
u n s e r e s W o h l s t a n d s 
brauchen wir heute mehr 
denn je alle Energieträger. 
Erneuerbare Energien 
k ö n n e n d a b e i e i n e 
ergänzende Funkt ion 
überneh-men.  Mehr aber 
auch nicht. 

I c h f o r d e r e d a h e r , 
z u s a m m e n m i t d e r 
gesamten AfD-Frak-tion, 
schon seit langem einen 
radikalen Wandel in der En-
ergiepolitik, der unter ande-
rem die Kernenergie mit 
ein-schließt. Dafür werde 
ich auch weiter kämpfen. Es 

Forschungsfreiheit auch in Deutschland bedroht
Für eine ideologiefreie Forschungsförderung

Beim Treffen der G7-Wis-
senschaftsminister vom 12. 
- 14. Juni in Frankfurt 
diskutierte Bundesfor-
schungsministerin Bettina 
Stark-Watzinger mit ihren 
Amtskollegen auch über 
das Thema Wissenschafts-
freiheit. Sie betonte dabei, 
dass wir die Forschungs-
freiheit, die weltweit im-
mer mehr unter Druck 
gerät, verteidigen müssen 
und bezog sich dabei in 
erster Linie auf Russland 
und den Krieg in der 
Ukraine. 
So lobenswert es ist, die 
Forschungsfreiheit ver-
teidigen zu wollen, so 
schmerzhaft fällt auf, wie 
einseitig diese Bestre-
bungen offenbar ausge-
richtet sind. Nicht nur in 
Russland und der Ukraine

ist die Freiheit von For-
schung und Lehre bedroht, 
sondern auch bei uns in 
Deutschland und in der 
westlichen Welt. 

Die Forschungs- und Rede-
freiheit an Hochschulen 
wird immer häufiger einge-
schränkt, indem Stimmen, 
die gängigen Narrativen 
widersprechen, ausge-
grenzt, bedroht und mund-
tot gemacht werden. Jüng-
stes Beispiel ist die Absage 
eines Vortrags zum biolo-
gischen Geschlecht an der 
Humboldt-Universität in 
Berlin, aus Angst vor laut-
starken Randalierern aus 
dem linken Spektrum.

Forschungsförderung wird 
immer stärker auf ideolo-
gisch gewollte Forschungs-
gebiete wie Klimawandel, Energie- und Mobilitäts-

wende oder Genderfragen 
verengt. Technologieoffene 
Forschung hingegen, z. B. 
an der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie, wird prak-
tisch unmöglich gemacht.  

Und auch während der Co-
ronapandemie haben wir 
erlebt, wie Forscher, deren 
Ergebnisse nicht in das 
politisch gewünschte Nar-
rativ passten, systematisch 
ausgegrenzt und mundtot 
gemacht wurden. 

Das Bestreben, die For-
schungsfreiheit zu vertei-
digen unterstütze ich, ge-
meinsam mit der gesamten 
AfD-Fraktion, vorbehaltlos. 
Forschung muss frei von 
ideologischen Zielen blei-
ben. Aber fangen wir doch 
bitte erstmal bei uns an. 

Post-Vac-Syndrom be-
zeichneten Beschwerden“ 
ergibt.   
Es ist ein Skandal mit 
welcher Kaltschnäuzig-
keit der Gesundheitsmi-
nister die Risiken  der 
COVID-Impfungen bei-
seitewischt und es zeugt 
von erschreckender Igno-
ranz und Gleichgültigkeit 

DAS PROBLEM:
Energie ist durch die 
undurchdachte „Energie-
wende“ und die Sanktio-
nen gegen Russland so-
wohl knapp als auch teuer 
geworden. Damit wird sie 
für die Bürger zunehmend 
unbezahlbar und raubt der 
deutschen Wirtschaft ihre 
Wettbewerbsfähigkeit. Die 
Folge sind Firmenpleiten 
und Verarmung.
DIE LÖSUNG: 
1. Das Experiment „Energie-

Energiekrisewende“ mit der ausschließ-
lichen Fokussierung auf 
Sonne und Windkraft muss 
beendet werden. 
Deutschland muss ideolo-
giefrei auf alle verfügbaren 
Energieträger zurückgreifen. 
Das schließt Kohle und 
Kernenergie ausdrücklich 
mit ein. Die drei noch ver-
bliebenen Kernkraftwerke 
müssen auch über den 15, 
April 2023 hinaus am Netz 
bleiben. Neue Brennstäbe 
müssen unverzüglich be-

stellt werden. Und bereits 
stillgelegte, aber noch nicht 
im Rückbau befindliche 
Kernkraftwerke müssen 
reaktiviert werden. 
Der Ausstieg aus der Nut-
zung heimischer Braunkohle 
muss widerrufen, bereits 
stillgelegte Kohlekraftwerke 
müssen dauerhaft reakti-
viert werden. 
Gleichzeitig muss die For-

schung an der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie 
und an verbesserter, um-
weltfreundlicherer Filter- 
und Speichertechnik für 
konventionelle Kraftwerke 
wieder umfassend gefördert 
werden.

2. Die selbstmörderische 
Weigerung, russisches Gas 
über den noch intakten 
Strang von Nord Stream 2 
zu beziehen, muss aufgege-
ben werden. Ob es uns 

gefällt oder nicht, wir 
brauchen dieses Gas und in 
allen anderen Fällen lassen 
wir uns bei der Auswahl der 
Lieferanten der für uns 
lebenswichtigen Rohstoffe  
(China, Saudi-Arabien, 
Kongo etc.) auch von keinen 
allzu hohen moralischen 
Maßstäben leiten.  
Gleichwohl muss Deutsch-
land mittelfristig danach 
streben, nicht mehr von 
ausländischen Energie-
trägern abhängig zu sein. 

DAS PROBLEM: 
Die Inflation in Deutsch-
land befindet sich mit 
über 10 Prozent auf ei-
nem nie dagewesenen 
Niveau. Bei Gütern des 
täglichen Bedarfs, allem 
voran Lebensmitteln, 
dürfte sie eher über 20 
Prozent liegen. Die Folge 
ist, dass immer mehr 
Menschen sich das Le-
ben nicht mehr leisten 
können, ihre Rücklagen 
aufbrauchen oder auf 
Grundsicherung ange-

Inflationwiesen sind. Zudem ver-
liert erworbenes Vermö-
gen rapide an Wert.
DIE LÖSUNG: 
1. Die Energiepreise, als 
wichtigster Inflations-
treiber, müssen dauer-
haft gesenkt werden. De-
tails dazu oben unter 
„Energiekrise“
2. Als Sofortmaßnahme 
zur Entlastung vor allem 
der unteren Einkommen 
muss die Mehrwertsteu-
er auf Lebensmittel und 
Energie vorübergehend 

auf Null gesenkt werden. 
Zudem ist die Strom-
steuer abzuschaffen. Die 
e n o r m g e s t i e g e n e n 
Kraftstoffpreise sollen 
durch eine erhebliche 
Senkung der Energie-
steuer auf das Minimum 
reduziert werden. Die 
CO2-Abgabe – insbeson-
dere auf Benzin, Diesel 
und Gas – und der Emis-
sionshandel sind voll-

ständig abzuschaffen.
3.  Deutschland muss 
sich mit Nachdruck da-
für einsetzen, dass die 
„Whatever it takes“-
Geldpolitik der EZB be-
endet wird. Die AfD-
Bundestagsfraktion for-
dert die Bundesregie-
rung daher auf, das ver-
tragswidrige Verhalten 
der EZB endlich vom 
EUGH verbieten zu las-
sen. Die EZB muss zu-
rückkehren zu einer Po-
litik der Geldwertstabili-

tät. Sollte dies nicht 
durchsetzbar sein, muss 
Deutschland notfalls be-
reit sein, den Euro-Ver-
bund zu verlassen und 
zu einer eigenen Wäh-
rung zurückzukehren.  
4. Löhne müssen ar-
mutsfest sein. Damit der 
M i n d e s t l o h n s e i n e 
Schutzfunktion erfüllen 
kann, soll die Mindest-
lohnkommission künftig 
– neben der Tarifent-
wicklung – auch die In-
flation berücksichtigen. 

DAS PROBLEM:
Die höchsten Steuern und 
die höchsten Energieprei-
se in Europa, sowie eine 
ausufernde Bürokratie  
führen dazu, dass die 
deutsche Wirtschaft welt-
weit zunehmend weniger 
wettbewerbsfähig wird. 
Gestörte Lieferketten tun 
ein Übriges. Hinzu kommt 
die stark abnehmende 
Konsumbereitschaft auf-
grund von Inflation und 
Zukunftsangst. Kommen 

RezessionRezession und Inflation 
zusammen, besteht die 
Gefahr einer Depression, 
d.h. eines langen und 
massiven Einbruchs der 
Wirtschaft. Die Folgen 
sind Deindustrialisierung, 
Arbeitslosigkeit und Woh-
lstandsverluste. 
DIE LÖSUNG: 
1. Umsetzung der oben 
genannten Maßnahmen 
gegen die Energiekrise.
2. Umsetzung der oben 
genannten Maßnahmen 

gegen die Inflation.
3. Streichung unnötiger 
und ineffizienter Staats-
ausgaben, um Spielräume 
für Steuersenkungen zu 
schaffen. Ansätze hierzu 
wären genug vorhanden. 
Die Kosten, die durch die 
illegale Migration verur-
sacht werden, weitgehend 
wirkungslose Projekte ge-
gen den Klimawandel, 

eine ausufernde Bürokra-
tie und ein immer weiter 
aufgeblähter Beamtenap-
parat, um nur einige Bei-
spiele zu nennen - all das 
kann sich Deutschland in 
der gegenwärtige Lage 
nicht mehr leisten.
4.  Einkommens- und 
Unternehmenssteuern 
müssen deutlich gesenkt 
werden, damit den Bürger 
mehr Geld für den Kon-
sum und den Unterneh-
men mehr Geld für Inve-

stitionen bleibt. 
5. Unternehmerisches 
Handeln muss von aller 
überflüssigen Bürokratie 
befreit werden. Setzen wir 
Unternehmer wieder frei 
etwas zu unternehmen.  
Eine Bürokratie, die bis in 
die letzten Details alles 
regulieren und kontrol-
lieren will, braucht kein 
Mensch.
Damit Deutschland wieder 
zu einem attraktiven Wirt-
schaftsstandort wird.

DAS PROBLEM:
Der Krieg in der Ukraine 
ist schrecklich und die 
Menschen in der Ukraine 
verdienen unsere volle 
humanitäre Unterstüt-
zung. Diese leisten wir 
durch Hilfsgelder und 
indem wir in großer Zahl 
Flüchtlinge aufnehmen. 
Doch dieser Krieg ist nicht 
unser Krieg. Trotzdem 
mischt sich Deutschland 
mit Waffenlieferungen 
und Sanktionen immer 

Kriegsgefahrstärker in diesen Krieg ein. 
Dies intensivert nicht nur 
den Krieg und erhöht die 
Zahl der Opfer, es bringt 
auch die reale Gefahr mit 
sich, dass Deutschland 
selbst zur Kriegspartei 
wird. 
DIE LÖSUNG: 
1. Deutschland sollte dem 
Beispiel unserer Nachbarn 
in der Schweiz und in 
Österreich folgen, die sich 
in ihrer Verfassung zur 
Neutralität verpflichtet 

haben.
2. Deutschland sollte die 
Waffenlieferungen an die 
Ukraine und die Sankti-
onen gegen Russland 
beenden. Letztere sind 
wirkungslos und erstere 
bergen die Gefahr zur 
Kriegspartei zu werden.
3. Deutschland sollte sich 
mit Nachdruck dafür ein-
setzen, dass die Kriegspar-

teien zurück an den Ver-
handlungstisch kommen 
und an einer Friedenslö-
sung arbeiten. Die beiden 
Minsker Abkommen kön-
nten dafür eine gute 
Grundlage bieten. 
4. Um für den Fall. dass 
ein Kriegsgeschehen in 
unserer Nachbarschaft 
ohne unser Zutun irgend-
wann doch einmal auf 
Deutschland übergreifen 
sollte, muss Deutschland 
umgehend wieder eine 

schlagkräftige und umfas-
send einsatzfähige Bun-
deswehr aufbauen. 
5.   Deutschland muss sich 
um eine ausgewogene und 
wahrheitsgetreue Bericht-
erstattung über den Krieg 
in der Ukraine bemühen, 
die die Vorgeschichte des 
Konflikts berücksichtig, 
wie das bis 2021 der Fall 
war und die der Tatsache 
Rechnung trägt, dass in 
einem Krieg beide Seiten 
Propaganda einsetzen. 

DAS PROBLEM:
2015 öffnete die damalige 
Regierung Deutschlands 
Grenzen für jede Art von 
Migranten. Innerhalb 
kürzester Zeit strömten 
daraufhin etwa 1 Million 
Menschen ins Land. Ins-
gesamt seit 2015 fast 4 
Millionen. 
Damit kamen Gewalt und 
ein rückständiges Men-
schen- und Gesellschafts-
bild nach Deutschland. 
Hinzu kommt, dass ein 
großer Teil dieser Zuwan-

Migrationderer nicht in der Lage 
ist, aus eigener Kraft sei-
nen lebensunterhalt zu 
bestreiten. 
Weil ein derart unkon-
trollierter Zustrom von 
M e n s c h e n e i n L a n d 
zwangsläufig auf eine 
wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Zerreiß-
probe stellt, kontrollieren 
alle anderen Länder die-
ser Welt, wer zu ihnen 
ins Land kommt. Nicht 
so Deutschland. Mit fata-
len Folgen.

DIE LÖSUNG: 
1. Effektive und engma-
schige Kontrolle der 
Grenzübertritte.
2. Zurückweisung von 
offensichtlichen Wirt-
schaftsmigranten bereits 
an der Grenze. 
3. Abbau von Anreizen, 
die zur Zuwanderung in 
unsere Sozialsysteme er-
mutigen. 
4 . B e k ä m p f u n g v o n 

Fluchtursachen in den 
Herkunftsländern.
5 . Aberkennung des 
Schutzstatus nach Rei-
sen von Asylberechtigten 
in ihr „Verfolgerland“.
6. Konsequente Rück-
führung abgelehnter und 
ausreisepflichtiger Asyl-
bewerber. Ausnahmslose 
Abschiebung von Ge-
fährdern und Straftä-
tern. 
7. Rücknahme der ge-
genwärtigen Gesetzesin-
itiativen zur erleichter-

ten Einbürgerung selbst 
illegal Eingereister (so 
genanntes Chancenauf-
enthaltsrecht). 
Entgegen gängiger Be-
hauptungen ist die AfD 
nicht fremdenfeindlich. 
Wir setzen uns für den 
Schutz politisch Verfolg-
ter wie auch für eine 
qualifizierte Zuwande-
rung ein. Aber wir sind 
uns auch bewusst, dass 
ein Land seine Grenzen 
schützen und Zuwande-
rung kontrollieren muss.

Alle unsere gegenwärtigen Krisen und Probleme sind hausgemacht. 
Wir verdanken sie einer Politik, die sehr stark einer Ideologie, aber kaum der Vernunft verpflichtet ist. 

Doch es gibt Lösungen. Wir müssen Sie nur wollen. 
Zum Wohle Deutschlands, denn nur ein starkes Deutschland kann eine konstruktive Rolle in der Welt spielen.

für Deutschland zu erhal-
ten, hatte ich im Oktober 
einen Antrag in den 
Deutschen Bundestag 
eingebracht, die For-
schung an der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie 
wieder umfassend zu för-
dern. 
Die Beratungen dazu im 
Ausschuss und anschlie-
ßend im Bundestag hat-
ten jedoch etwas von ab-
surdem Theater. Quer 
durch alle Fraktionen 
wurde argumentiert, dass 
wir in Deutschland be-
schlossen hätten, keine 
Kernkraftwerke mehr zu 
bauen. Doch darum ging 
es in meinem Antrag ja 
gar nicht. Auf das eigent-
liche Anliegen, damit der 
deutschen Wirtschaft 
Chancen zu erhalten, 

wurde praktisch nicht 
eingegangen. 
Hier zeigt sich einmal 
mehr, wie sehr diese gan-
ze Debatte rein ideolo-
gisch geprägt ist. Der 
Grundsatz lautet „Kern-
kraft ist böse“. Wider-
spruch wird nicht gedul-
det. Währenddessen setzt 
der Rest der Welt wieder 
zunehmend auf die Kern-
energie, was sich unter 
anderem daran zeigt, 
dass sowohl die UN wie 
auch die EU die Kern-
kraft als nachhaltige, d.h. 
grüne, Technologie ein-
gestuft haben, die zudem 
einen wichtigen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten 
kann. Aber Fakten spie-
len für die Ampel offen-
bar inzwischen über-
haupt keine Rolle mehr. 

Laut offiziellen Zahlen 
lebten zum 31.12.2013 
80,77 Mio Menschen in 
Deutschland. Zum 30. 
Juni 2022 waren es be-
reits 84,08 Mio. Ein Zu-
wachs von 3,31 Mio 
Menschen.
Nun ist dieses Bevölke-
rungswachstum leider 
nicht darauf zurückzu-
führen, dass die Deut-
schen die Lust am Kin-
derkriegen wiederent-
deckt hätten. Die Gebur-
tenrate liegt hierzulande 
seit vielen Jahren unter 
der Sterberate. 
Das bedeutet, die einhei-
mische Bevölkerung – 
einschließlich aller be-
reits hier integrierten 
Zuwanderer – ist in die-
sem Zeitraum sogar ge-
schrumpft. 
Wir können somit von 
einer Zahl von 3,5 bis 4 
Millionen zusätzlichen 

gegenüber den Betroffe-
nen.
Diese Menschen haben 
sich im Vertrauen auf die 
Versprechen des Gesund-
heitsministers gegen CO-
VID impfen lassen und 
sind nun zum Teil mit 
furchtbaren und blei-
benden Schäden an ihrer 
Gesundheit konfrontiert. 
Nicht wenige sind sogar 
daran gestorben.
Gemeinsam mit meinen 
Kollegen aus der AfD-
Fraktion im Bundestag 
werde ich die Bundesre-
gierung und besonders 
Herrn Lauterbach, nicht 
aus der Verantwortung 
für diesen größten Medi-
zinskandal der Geschich-
te entlassen. Wir werden 
weiter darauf drängen, 
dass die Risiken und Ne-
benwirkungen der CO-
VID-Impfungen syste-
matisch erforscht wer-
den. Vor allem aber muss 
den Betroffenen umge-
hend geholfen werden, 
und es muss verhindert 
werden, dass weiterhin 
Impfschäden in großer 
Zahl entstehen.

Migranten in einem Zeit-
raum von nur achtein-
halb Jahren ausgehen. 
Wobei ein beträchtlicher 
Teil reine Wirtschafts-
flüchtlinge sind, von de-
nen sich wiederum ein 
Großteil illegal hier auf-
hält. 
Nun ist ein Zustrom von 
rund 5 Prozent der Ge-
samtbevölkerung, noch 
dazu überwiegend aus 
einem fremden Kultur-
kreis, in wenigen Jahren 
für jede Nation – vor-
sichtig ausgedrückt – 
eine enorme Herausfor-
derung. 

Wie viel ist zu viel?
Daher wollte ich vom In-
nenministerium gerne 
wissen, welche Untersu-
chungen die Bundesre-
gierung in Auftrag gege-
b e n h a t , u m z u 
ermitteln, bei welcher 

Anzahl von Zuwande-
rern die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Auf-
n a h m e f ä h i g k e i t 
Deutschlands denn er-
schöpft sei. 
Die Antwort hätte aus 
ein paar Zahlen und der 
Nennung der Quellen 
bestehen können. Dann 
hätte man anhand dieser 
Zahlen überprüfen kön-

n e n , w o w i r g r a d e 
stehen.
Stattdessen wurde mir 
wortreich erklärt, dass 
man erstens nicht die ge-
ringste Ahnung hat und 
dass das zweitens auch 
gar keine Rolle spiele.
Mit anderen Worten: Die 
Bundesregierung igno-
riert seit fast 10 Jahren 
die Tatsache, dass jede 

Nation nur ein begrenz-
tes Maß an Zuwande-
rung verkraften kann, 
o h n e w i r t s c h a f t l i c h 
schweren Schaden zu 
n e h m e n u n d g e s e l l-
schaftlich auf eine Zer-
reißprobe gestellt zu 
werden. Eine Tatsache, 
die alle anderen Länder 
der Erde in ihrer Zuwan-
derungspraxis berück-
sichtigen und darum kla-
re – teilweise sogar sehr 
strenge – Maßstäbe für 
Zuwanderung geschaffen 
haben und ihre Grenzen 
dementsprechend schüt-
zen. 
Zusätzlich interessiert 
sich die Bundesregie-
rung offenbar nicht im 
Geringsten für die Fol-
gen ihres Handelns oder 
besser Unterlassens. 
Eine derart verantworts-
lose und grob fahrlässige 
Poltik nimmt sehenden 

Auges in Kauf, dass un-
serem Land erheblicher 
Schaden zufügt wird, der 
in letzter Konsequenz 
sogar zu einer völligen 
Destabilisierung unserer 
G e s e l l s c h a f t f ü h r e n 
kann. 
Dem muss endlich Ein-
halt geboten werden. 
Und darum setze ich 
mich gemeinsam mit der 
AfD-Fraktion weiter mit 
Nachdruck dafür ein, 
dass unsere Grenzen ge-
schützt und bei der Zu-
wanderung geltendes 
Recht wieder umgesetzt 
wird. Das hat nicht das 
Geringste mit Fremden-
feindlichkeit zu tun, wie 
uns so oft vorgeworfen 
wird, sondern trägt der 
Tatsache Rechnung, dass 
jede Gesellschaft nur bis 
zu einem gewissen Grad 
aufnahme- und belas-
tungsfähig ist. 

Unkontrollierte Zuwanderung hält an
Und die Bundesregierung offenbart einmal mehr Ahnungslosigkeit und Desinteresse

Quelle: EudraVigilance: Europäische Datenbank gemeldeter Verdachtsfälle von 

Gendersprache mit Bundesmitteln gefördert
Unser Bildungswesen hat drängendere Probleme

Wie sich aus einer klei-
nen Anfrage an die Bun-
desregierung ergab, wer-
den Aktivitäten im Be-
reich der Gendersprace 
auch aus Bundesmitteln 
finanziert. Und zwar mit 
mindestens sechsstelli-
gen Beträgen pro Jahr.
Dabei hat unser Bil-
dungswesen gegenwärtig 
doch wahrlich drängen-
dere Probleme, als die 
korrekte Nutzung ei-
nes ,Binnen-I'. Das Insti-
tut zur Qualitätsentwick-
lung im Bildungswesen 

(IQB) hatte im vergange-
nen Jahr die Bildungs-
kompetenzen von Viert-
klässlern in Deutsch und 
Mathematik unter die 
Lupe genommen. Dabei 
stellte sich heraus, dass 
allein in Mathematik 22 
Prozent der Viertklässler 
bundesweit den Mindest-
standard nicht erreichen, 
bei der Rechtschreibung 
sind es sogar 30 Prozent. 
Hierbei spielt auch der 
Zuwanderungshinter-
grund zunehmend eine 
Rolle. Jeder Euro, den 

der Staat für die Förde-
rung  von völlig überflüs-
sigen Projekten zur Gen-
dersprache ausgibt, ist 
ein Euro zu viel.

Hoffen wir, dass es nicht so 
weit kommt

http://www.adrreports.eu/de/index.html


BUNDESTAG4 KAUFMANN Aktuell WAHLKREIS 5KAUFMANN Aktuell

Die Stuttgarter Erklärung im Wortlaut: 
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2022/_07/_26/Petition_136760.nc.html
Buchempfehlung: Prof. André Thess, Universität Stuttgart: 
Sieben Energiewendemärchen? Eine Vorlesungsreihe für Unzufriedene 

Stuttgarter Erklärung - Energiewende gescheitert 
Wissenschaftler fordern Nutzung der Kernkraft 

Die Kritik an der verhe-
erenden Energiewende in 
Deutschland wird inzw-
ischen vehement auch von 
renommierten Wissen-
schaftlern vorgetragen. 
So wurde am 25. Juli 
dieses Jahres auf der 
interdisziplinären For-
schungstagung „20 Jahre 
Energiewende – Wissen-
schaftler ziehen Bilanz“ 
die Stuttgarter Erklärung 
verabschiedet. 

Darin stellen die 19 erst-
unterzeichnenden Profes-
soren fest: „Mit einseitiger 
Ausrichtung auf Sonne, 
Wind und Erdgas wurde 
Deutschland in Energienot 
manövriert“ und fordern 
„den Weiterbetrieb der 
deutschen Kernkraftwerke 
als dritte Klimaschutz-
säule neben Sonne und 
Wind.“ 
Zu den Erstunterzeich-
nern gehören auch sechs 

Professorinnen und Pro-
fessoren des Karlsruher 
Instituts für Technologie 
(KIT), mithin die geballte 
Kompetenz der Helm-
holtz-Gemeinschaft. 
Die Erklärung fand als 
Petition zehntausende Un-
terstützer und musste des-
halb am 9.11.2022 im Peti-
tionsausschuss des Bun-
destages beraten werden – 
ein erster Schritt zu einer 
kritischen Diskussion.
Verdient gemacht um die 
öffentliche Diskussion der 
Fehler der Energiewende 
hat sich das Magazin 
„Tichys Einblick“.
Herausgeber Roland Tichy 
lud am 10. Oktober per-
sönlich zu einem „Exper-
tenforum Energiewende“ 
in eine Messehalle nach 
Dresden ein. Hunderte 
folgten seinem Aufruf und 

verfolgten die Vorträge 
von Erstunterzeichnern 
der „Stuttgarter Erklä-
rung“.
An der Podiumsdiskussion 
waren auch die abtrünnige 
ehemalige Grünen-Abge-
ordnete Antje Hermenau, 
das CDU-Urgestein Ar-
nold Vaatz und der frühe-
re Hamburger SPD-Sena-
tor Fritz Vahrenholt betei-
ligt. Noch trauen sich 
offenbar nur die Politrent-
ner der etablierten Partei-
en, sich klar gegen die 
Energiewende zu positi-
onieren.
Inzwischen ist offensicht-
lich, dass die verfehlte 
Energiewende uns uner-
träglich hohe Strompreise 
und Versorgungsengpässe 
beschert, die insbesondere 
unsere Wirtschaft schwer 
treffen. Fast täglich muss 

die Netzagentur mit Ab-
schaltungen, entweder von 
Stromerzeugern oder von 
Verbrauchern, Nothilfe 
leisten, um das Stromnetz 
zu stabilisieren. 
Der Chef des Bundesamtes 
für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe 
(BBK) sagte der „Welt am 
Sonntag“kürzlich: „Wir 
müssen davon ausgehen, 
dass es im Winter Black-
outs geben wird.“ Eine 
Folge der Abschaltung von 
grundlastfähigen Kohle- 
und Kernkraftwerken bei 
gleichzeitigem Zuwachs 
zufälliger Energiequellen 
wie Sonne und Wind.
Die AfD spricht sich kon-
sequent für die Rückkehr 
zu einer sicheren und 
bezahlbaren Energiever-
sorgung aus, die alle 
Energiequellen umfasst.

Auch 2023 veranstalte ich wieder mehrere Bundes-
pressefahrten und lade jeweils 50 Bürgerinnen und 
Bürger aus meinem Wahlkreis zu mir nach Berlin ein. 
Besuchen Sie mich und machen Sie sich selbst ein 
Bild von der parlamentarischen Arbeit. Neben einem 
umfangreichen Informationsprogramm mit Besichti-
gung der Orte, an denen unsere Gesetze vorbereitet, 
diskutiert und verabschiedet werden, bleibt auch 
genügend Zeit für die anderen Sehenswürdigkeiten 
Berlins.  

Die Kosten für Fahrt, Unterkunft und das Programm 
vor Ort übernimmt der Deutsche Bundestag.
Seien Sie also einmal für drei Tage Gäste ihres 
Bundestagsabgeordneten. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Ihr Michael Kaufmann

Anmeldung unter michael.kaufmann.wk@bundestag.de 
oder telefonisch unter: 03671 - 5 23 23 48

Berlin und Parlament hautnah

12 Monate Ampel, das sind 12 Monate mutwillige 
Zerstörung unserer Wirtschaft und unseres Wohlstands. 
12 Monate Gängelung, Bevormundung und Schröpfen 
der Bürger. 12 Monate Politik einer Regierung, die 
Einschränkungen predigt, während sie selbst aus dem 
Vollen schöpft. 

„Die Sprengung der 
Nordstreamleitung war 
ein nie dagewesener An-
griff auf unsere lebens-
notwendige Infrastruk-
tur. Offenkundig von ei-
nem anderen Staat. Re-
aktion dieser Bundesre-
gierung: Dröhnendes 
Schweigen. Und warum 
tun Sie eigentlich nichts 
dafür, dass Russland 
Erdgas durch die intakte 
Leitung von Nordstream 
2 liefert, um den Pleitet-
sunami in der deutschen 
Wirtschaft zu verhin-
dern?“

Alice Weidel im Deut-
schen Bundestag am 23. 
November 2023

Angriff auf unsere 
Infrastruktur

„Täuschungen und Unwahrheiten sind die 
Währung der Politik dieser Regierung – ei-
ner Politik, die auf Illusionen, Wählerbe-
trug und Hofberichterstattung des Öffentli-
chen Rundfunks gebaut ist. Die Deutschen 
zahlen für einen Staat, der Verzicht und 
Entbehrung predigt, aber das Geld der 
Steuerzahler weiter munter in alle Welt 
verteilt, während die eigenen Landsleute 
nach der Flutkatastrophe im Ahrtal auch 
nach einem Jahr noch immer auf den 
Trümmern ihrer Existenz sitzen. Wie be-
schämend! Hören Sie auf, die Bürger aus-
zunehmen, anzulügen und für dumm zu 
verkaufen!“

Alice Weidel im Deutschen Bundestag am 
23. November 2023

Überall in unserem Land 
gehen Bürger auf die 
Straße, um den Regie-
rungen in Bund und 
Ländern ihre Unzufrie-
denheit und ihren Zorn 
zu zeigen. 
Nach den Zumutungen 
der Corona-Maßnahmen 
leiden die Menschen nun 
verstärkt unter Inflation, 
explodierenden Energie- 
und Lebensmittelprei-
sen, der ausufernden 
Einwanderung und dem 
wirtschaftlichen Nieder-
gang . Hinzu kommt 
noch die Sorge um eine 
Ausweitung des Kriegs 
in der Ukraine.
Für die Opposition ist 
die Unterstützung durch 
die Demonstranten sehr 
wertvoll, denn jeden Ab-
geordneten einer Regie-
rungspartei lehrt der 
P r o t e s t i m e i g e n e n 

Wahlkreis das Fürchten.
Unser Land zuerst! 
Unter diesem Titel orga-
nisierte die wahre Oppo-
sitionspartei Alternative 
für Deutschland am 8. 
Oktober eine zentrale 
De-monstration in Ber-
lin, um die Bundesregie-
rung da-ran zu erinnern, 
wem sie verpflichtet ist.
Über zehntausend Bür-
ger versammelten sich 

Großdemo am 8. Oktober 
in Berlin ein voller Erfolg

vor dem Reichstag und 
zogen anschließend in 
einem kilometerlangen 
Protestzug durch Berlin 
Mitte. Das Wetter war – 
bis auf einen kurzen 
Platzregen – gut, die 
Stimmung entschlossen; 
und so stärkten die Teil-
nehmer neben der Wil-
lensbekundung nach au-
ßen vor allem ihr Ge-
meinschaftsgefühl. 
Es baut auf, wenn man 
sieht, wie viele Gleichge-
sinnte es gibt und dass 
man mit seinem Ärger 
nicht allein ist.
Gegendemonstranten 
waren – ungewöhnlich 
für Berlin – kaum zu se-
hen. Allerdings wurde 
die Anreise vieler Teil-
nehmer aus dem Nord-
westen des Landes durch 
einen Sabotageakt gegen 
die Bahn behindert. Soll-
te das etwa eine neue 
Masche der Feinde von 
Freiheit und Demokratie 
sein, um die Opposition 
zu behindern?

Mit Beginn des Krieges in 
der Ukraine schossen die 
Benzin- und Dieselpreise 
schlagartig nach oben. In 
kürzester Zeit wurde die 
Marke von 2 Euro durch-
brochen, selbst Preise 
jenseits der 2,40 Euro 
waren keine Seltenheit.
Alles eine Folge des Krie-
ges. Klar, oder? Doch wer 
genauer hinsah, rieb sich 
verwundert die Augen.
Denn obwohl die Rohöl-
preise an den Börsen bei 
Weitem noch nicht wie-
der die Höchststände in 
den Jahren 2007/2008 
erreicht hatten, lag der 
Preis an den Zapfsäulen 
im Frühjahr 2022 rund 
40 Prozent über den 
Spitzenwerten von 2007 
(ca. 1,70 €). 
Gewiss, die Entwicklung 
des Euro hin zur Weich-
währung muss berück-
sichtigt werden. Doch 
auch das rechtfertig noch 
keine um 40 Prozent hö-
heren Preise. 
Als im Juni die Energie-
steuer auf Kraftstoffe ge-
senkt wurde, fanden wir 
auch diese Preissenkung 
nicht in vollem Umfang 
an den Zapfsäulen wie-
der. Dabei war der Roh-
ölpreis zwischenzeitlich 
sogar noch einmal deut-
lich gesunken.
Nicht nur in mir regte 
sich da sicherlich der 
Verdacht, die Mineralöl-

konzerne könnten hier 
ihre Markmacht scham-
los ausgenutzt haben.
Also fragte ich beim Bun-
deswirtschaftsministeri-
um nach, inwiefern das 
Bundeskartellamt diesem 
ins Auge springenden 
Verdacht nachging.
Während wir Bürger an 
den Tankstellen jeden 
Tag bluten, schien es die 
Regierung aber nicht 

sehr eilig zu haben, den 
Sachverhalt aufzuklären. 
Denn man erklärte mir, 
dass das Kartellamt eine 
so genannte Sektorunter-
suchung bei den Mineral-
ölkonzernen in die Wege 
geleitet habe. Erste Zwi-
schenergebnisse würden 
im Herbst vorliegen. 
Nun muss man wissen, 
dass eine Sektoruntersu-
chung gerade nicht be-

Alles okay bei den Spritpreisen! - Wirklich?
Das Bundeskartellamt als zahnloser Tiger

deutet, dass einem Ver-
dacht auf Marktmiss-
brauch nachgegangen 
wird. 
Inzwischen lesen wir von 
ersten Ergebnissen des 
Kartellamts. Demnach 
fand man „keine Hinwei-
se auf illegale Preisab-
sprachen der großen Mi-
neralölkonzerne“. Expli-
zite Preisabsprachen 
braucht es bei nur vier 

oder fünf Marktteilneh-
mern auch nicht, um 
Marktmacht auszunut-
zen. 
Dem Verbraucher stellt 
sich nun die Frage, ist 
das Kartellamt naiv oder 
fehlen ihm tatsächlich die 
Mittel und Möglichkei-
ten, uns vor der Gier 
marktbeherrschender 
Oligopole zu schützen?

Die Kritik an der Regie-
rungspolitik in Deutsch-
land schwillt immer stär-
ker an – wenn auch bei 
vielen aus Angst hinter 
vorgehaltener Hand.
Besonders aufschluss-
reich wird die Kritik, 
wenn sie von kompeten-
ten Ausländern vorgetra-
gen wird. 
Der 1958 in Beirut/Liba-
non geborene Imad Ka-
rim ist ein glühender Fan 
Deutschlands – eigent-
lich. Er kann voller Be-
geisterung erzählen, wel-
che Chancen ihm die 
Bundesrepublik bot, als 
er 1977 nach Deutschland 
ins Exil kam. 
Inzwischen wird ihm das 
auf links-grün gewendete 
Deutschland immer aber 
unverständlicher und be-
fremdlicher. Ja, er hat 

inzwischen allen Grund, 
um seine Existenz in un-
serem Land zu fürchten. 
Als Filmemacher bleibt 
er dennoch nicht stumm. 
Er hat seine Beobachtun-
gen unter anderem in 
einem Dokumentarfilm 
mit dem sprechenden 
Titel „Dekadenz – Ju-
belnd in den Untergang“ 
zusammengefasst.
Am 1. Oktober 2022 
führte Imad Karim sei-
nen Film im Saal des 
Ratskeller in Freiberg/
Sachsen im Rahmen ei-
ner vom Freiberger Fo-
rum organisierten Ver-
anstaltung vor. Die Vor-
stellung erhielt begei-
sterten Beifall und in der 
anschließenden Diskus-
sion wurde deutlich, 
dass die Besucher die 
Kritik Karims an der 

Der Dokumentarfilm ist auf YouTube abrufbar: 
https://www.youtube.com/watch?v=onkgPTPnNPc 

Die Bürger haben die Nase voll
Lebhaftes Demogeschehen in den Saale-Kreisen

Nicht nur in Berlin, auch 
in Thüringen und bei uns 
vor Ort in den Saale-
Kreisen nimmt die Unzu-
friedenheit der Bürger 
mit der Regierungspolitik 
stetig zu. 
Die Menschen gehen zu 
Hunderten und Tausen-
den auf die Straße, weil 
ihnen das Wasser buch-
stäblich bis zum Hals 
steht. Allen ist klar, so 
kann es nicht weiterge-
hen. Diese Regierung 
runiert unser Land und 
unsere Zukunft. 
Als ebenso betroffener 
Bürger und als Abgeord-

neter haben ich mich 
selbst an zahlreichen De-
mos betei l igt . So in 
Hermsdorf, Gera, Tanna, 
Triptis, Pößneck, Saal-
feld, Rudolstadt und Son-
neberg. 
Wir Bürger müssen laut 
werden und laut bleiben, 
damit sich etwas zum 
Guten ändert in unserem 
Land.
Darum sehen wir uns 
auch in den kommenden 
Wochen sicher wieder 
auf der Straße bei einer 
der zahlreichen Demons-
trationen in den Saale-
Kreisen. 

Jetzt also doch LNG-Gas aus Katar. Aber für welchen Preis?
Selten war Doppelmoral so teuer

Stolz verkündete Robert 
Habeck in diesen Tagen, 
dass Deutschland nun 
doch LNG-Gas aus Katar 
bekommen wird. Was als 
Schlagzeile bei manchem 
Einem für Aufatmen sor-
gen mag, entpuppt sich 
auf den zweiten Blick als 
Mogelpackung.
Zunächst sollen die Liefe-
rungen erst 2026 begin-
nen. Dann entspricht das 
Volumen nur etwa 3 Pro-
zent unseres Jahresbe-
darfs. Und schließlich 
soll das Geschäft auch 
noch über einen Zwi-
schenhändler laufen, der 
diese Dienstleistung ge-
wiss nicht ohne Auf-
schlag erbringen wird. 
Mit anderen Worten, wir 
bekommen einen winzi-
gen Beitrag zu unserem 

Energiebedarf zu über-
höhten Preisen und das 
zu einem Zeitpunkt, zu 
dem wir unsere Energie-
probleme längst gelöst 
haben müssen, sonst sind 
bei uns zwischenzeitlich 
die letzten Lichter ausge-
gangen. 
Es gehört schon eine ge-
hörige Portion Chuzpe 
dazu, so einen Deal als 
Erfolg verkaufen zu wol-
len. Oder ist es inzwi-
schen nur noch die pure 
Verzweiflung, weil man 
auch im Wirtschaftsmi-
nisterium langsam be-
greift, dass grüne Träume 
regelmäßig an der Reali-
tät scheitern? 
Und war da nicht noch 
etwas mit Moral und 
Menschenrechten, wes-
wegen nicht Wenige in 

den letzten Tagen dazu 
aufgerufen hatten, die 
Fußball-Weltmeister-
schaft zu boykottieren?
Aber wenn es um die Ret-
tung der völlig missrate-
nen Energiepolitik geht, 
scheint das alles nicht 
mehr wichtig zu sein. 
Dann schaut man auch 
gerne über die 15.000 in 
Katar ums Leben gekom-
menen ausländischen Ar-
beiter und die fortlaufen-
den gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen 
hinweg.
Das alles wäre hinzuneh-
men, denn leider kann 
man sich in dieser Welt 
nicht immer aussuchen, 
mit wem man Geschäfte 
macht. Wäre da nur nicht 
dieser unangenehme Ge-
ruch von Doppelmoral. 

Denn verantwortlich für 
diesen Deal sind gerade 
jene, die zur Zeit unser 
ganzes Volk für ihre 
überhöhten moralischen 
Maßstäbe in Geiselhaft 
nehmen und damit unse-
re Zukunft aufs Spiel set-
zen. 
Sachzwänge lassen oft 
keine andere Wahl als 
schmerzhafte Kompro-
misse einzugehen. Das 
darf aber kein Freibrief 
für moralische Beliebig-
keit sein.

Wenn ungesehn und nun vorüber sind die Bilder 
Der Jahreszeit, so kommt des Winters Dauer
Das Feld ist leer, die Ansicht scheinet milder
Und Stürme wehn umher und Regenschauer.   

Als wie ein Ruhetag, so ist des Jahres Ende
Wie einer Frage Ton, daß dieser sich vollende 
Alsdann erscheint des Frühlings neues Werden
So glänzet die Natur mit ihrer Pracht auf Erden.

Friedrich Hölderlin

https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2022/_07/_26/Petition_136760.nc.html
https://www.youtube.com/watch?v=onkgPTPnNPc
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Die Stuttgarter Erklärung im Wortlaut: 
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2022/_07/_26/Petition_136760.nc.html
Buchempfehlung: Prof. André Thess, Universität Stuttgart: 
Sieben Energiewendemärchen? Eine Vorlesungsreihe für Unzufriedene 

Stuttgarter Erklärung - Energiewende gescheitert 
Wissenschaftler fordern Nutzung der Kernkraft 

Die Kritik an der verhe-
erenden Energiewende in 
Deutschland wird inzw-
ischen vehement auch von 
renommierten Wissen-
schaftlern vorgetragen. 
So wurde am 25. Juli 
dieses Jahres auf der 
interdisziplinären For-
schungstagung „20 Jahre 
Energiewende – Wissen-
schaftler ziehen Bilanz“ 
die Stuttgarter Erklärung 
verabschiedet. 

Darin stellen die 19 erst-
unterzeichnenden Profes-
soren fest: „Mit einseitiger 
Ausrichtung auf Sonne, 
Wind und Erdgas wurde 
Deutschland in Energienot 
manövriert“ und fordern 
„den Weiterbetrieb der 
deutschen Kernkraftwerke 
als dritte Klimaschutz-
säule neben Sonne und 
Wind.“ 
Zu den Erstunterzeich-
nern gehören auch sechs 

Professorinnen und Pro-
fessoren des Karlsruher 
Instituts für Technologie 
(KIT), mithin die geballte 
Kompetenz der Helm-
holtz-Gemeinschaft. 
Die Erklärung fand als 
Petition zehntausende Un-
terstützer und musste des-
halb am 9.11.2022 im Peti-
tionsausschuss des Bun-
destages beraten werden – 
ein erster Schritt zu einer 
kritischen Diskussion.
Verdient gemacht um die 
öffentliche Diskussion der 
Fehler der Energiewende 
hat sich das Magazin 
„Tichys Einblick“.
Herausgeber Roland Tichy 
lud am 10. Oktober per-
sönlich zu einem „Exper-
tenforum Energiewende“ 
in eine Messehalle nach 
Dresden ein. Hunderte 
folgten seinem Aufruf und 

verfolgten die Vorträge 
von Erstunterzeichnern 
der „Stuttgarter Erklä-
rung“.
An der Podiumsdiskussion 
waren auch die abtrünnige 
ehemalige Grünen-Abge-
ordnete Antje Hermenau, 
das CDU-Urgestein Ar-
nold Vaatz und der frühe-
re Hamburger SPD-Sena-
tor Fritz Vahrenholt betei-
ligt. Noch trauen sich 
offenbar nur die Politrent-
ner der etablierten Partei-
en, sich klar gegen die 
Energiewende zu positi-
onieren.
Inzwischen ist offensicht-
lich, dass die verfehlte 
Energiewende uns uner-
träglich hohe Strompreise 
und Versorgungsengpässe 
beschert, die insbesondere 
unsere Wirtschaft schwer 
treffen. Fast täglich muss 

die Netzagentur mit Ab-
schaltungen, entweder von 
Stromerzeugern oder von 
Verbrauchern, Nothilfe 
leisten, um das Stromnetz 
zu stabilisieren. 
Der Chef des Bundesamtes 
für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe 
(BBK) sagte der „Welt am 
Sonntag“kürzlich: „Wir 
müssen davon ausgehen, 
dass es im Winter Black-
outs geben wird.“ Eine 
Folge der Abschaltung von 
grundlastfähigen Kohle- 
und Kernkraftwerken bei 
gleichzeitigem Zuwachs 
zufälliger Energiequellen 
wie Sonne und Wind.
Die AfD spricht sich kon-
sequent für die Rückkehr 
zu einer sicheren und 
bezahlbaren Energiever-
sorgung aus, die alle 
Energiequellen umfasst.

Auch 2023 veranstalte ich wieder mehrere Bundes-
pressefahrten und lade jeweils 50 Bürgerinnen und 
Bürger aus meinem Wahlkreis zu mir nach Berlin ein. 
Besuchen Sie mich und machen Sie sich selbst ein 
Bild von der parlamentarischen Arbeit. Neben einem 
umfangreichen Informationsprogramm mit Besichti-
gung der Orte, an denen unsere Gesetze vorbereitet, 
diskutiert und verabschiedet werden, bleibt auch 
genügend Zeit für die anderen Sehenswürdigkeiten 
Berlins.  

Die Kosten für Fahrt, Unterkunft und das Programm 
vor Ort übernimmt der Deutsche Bundestag.
Seien Sie also einmal für drei Tage Gäste ihres 
Bundestagsabgeordneten. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Ihr Michael Kaufmann

Anmeldung unter michael.kaufmann.wk@bundestag.de 
oder telefonisch unter: 03671 - 5 23 23 48

Berlin und Parlament hautnah

12 Monate Ampel, das sind 12 Monate mutwillige 
Zerstörung unserer Wirtschaft und unseres Wohlstands. 
12 Monate Gängelung, Bevormundung und Schröpfen 
der Bürger. 12 Monate Politik einer Regierung, die 
Einschränkungen predigt, während sie selbst aus dem 
Vollen schöpft. 

„Die Sprengung der 
Nordstreamleitung war 
ein nie dagewesener An-
griff auf unsere lebens-
notwendige Infrastruk-
tur. Offenkundig von ei-
nem anderen Staat. Re-
aktion dieser Bundesre-
gierung: Dröhnendes 
Schweigen. Und warum 
tun Sie eigentlich nichts 
dafür, dass Russland 
Erdgas durch die intakte 
Leitung von Nordstream 
2 liefert, um den Pleitet-
sunami in der deutschen 
Wirtschaft zu verhin-
dern?“

Alice Weidel im Deut-
schen Bundestag am 23. 
November 2023

Angriff auf unsere 
Infrastruktur

„Täuschungen und Unwahrheiten sind die 
Währung der Politik dieser Regierung – ei-
ner Politik, die auf Illusionen, Wählerbe-
trug und Hofberichterstattung des Öffentli-
chen Rundfunks gebaut ist. Die Deutschen 
zahlen für einen Staat, der Verzicht und 
Entbehrung predigt, aber das Geld der 
Steuerzahler weiter munter in alle Welt 
verteilt, während die eigenen Landsleute 
nach der Flutkatastrophe im Ahrtal auch 
nach einem Jahr noch immer auf den 
Trümmern ihrer Existenz sitzen. Wie be-
schämend! Hören Sie auf, die Bürger aus-
zunehmen, anzulügen und für dumm zu 
verkaufen!“

Alice Weidel im Deutschen Bundestag am 
23. November 2023

Überall in unserem Land 
gehen Bürger auf die 
Straße, um den Regie-
rungen in Bund und 
Ländern ihre Unzufrie-
denheit und ihren Zorn 
zu zeigen. 
Nach den Zumutungen 
der Corona-Maßnahmen 
leiden die Menschen nun 
verstärkt unter Inflation, 
explodierenden Energie- 
und Lebensmittelprei-
sen, der ausufernden 
Einwanderung und dem 
wirtschaftlichen Nieder-
gang . Hinzu kommt 
noch die Sorge um eine 
Ausweitung des Kriegs 
in der Ukraine.
Für die Opposition ist 
die Unterstützung durch 
die Demonstranten sehr 
wertvoll, denn jeden Ab-
geordneten einer Regie-
rungspartei lehrt der 
P r o t e s t i m e i g e n e n 

Wahlkreis das Fürchten.
Unser Land zuerst! 
Unter diesem Titel orga-
nisierte die wahre Oppo-
sitionspartei Alternative 
für Deutschland am 8. 
Oktober eine zentrale 
De-monstration in Ber-
lin, um die Bundesregie-
rung da-ran zu erinnern, 
wem sie verpflichtet ist.
Über zehntausend Bür-
ger versammelten sich 

Großdemo am 8. Oktober 
in Berlin ein voller Erfolg

vor dem Reichstag und 
zogen anschließend in 
einem kilometerlangen 
Protestzug durch Berlin 
Mitte. Das Wetter war – 
bis auf einen kurzen 
Platzregen – gut, die 
Stimmung entschlossen; 
und so stärkten die Teil-
nehmer neben der Wil-
lensbekundung nach au-
ßen vor allem ihr Ge-
meinschaftsgefühl. 
Es baut auf, wenn man 
sieht, wie viele Gleichge-
sinnte es gibt und dass 
man mit seinem Ärger 
nicht allein ist.
Gegendemonstranten 
waren – ungewöhnlich 
für Berlin – kaum zu se-
hen. Allerdings wurde 
die Anreise vieler Teil-
nehmer aus dem Nord-
westen des Landes durch 
einen Sabotageakt gegen 
die Bahn behindert. Soll-
te das etwa eine neue 
Masche der Feinde von 
Freiheit und Demokratie 
sein, um die Opposition 
zu behindern?

Mit Beginn des Krieges in 
der Ukraine schossen die 
Benzin- und Dieselpreise 
schlagartig nach oben. In 
kürzester Zeit wurde die 
Marke von 2 Euro durch-
brochen, selbst Preise 
jenseits der 2,40 Euro 
waren keine Seltenheit.
Alles eine Folge des Krie-
ges. Klar, oder? Doch wer 
genauer hinsah, rieb sich 
verwundert die Augen.
Denn obwohl die Rohöl-
preise an den Börsen bei 
Weitem noch nicht wie-
der die Höchststände in 
den Jahren 2007/2008 
erreicht hatten, lag der 
Preis an den Zapfsäulen 
im Frühjahr 2022 rund 
40 Prozent über den 
Spitzenwerten von 2007 
(ca. 1,70 €). 
Gewiss, die Entwicklung 
des Euro hin zur Weich-
währung muss berück-
sichtigt werden. Doch 
auch das rechtfertig noch 
keine um 40 Prozent hö-
heren Preise. 
Als im Juni die Energie-
steuer auf Kraftstoffe ge-
senkt wurde, fanden wir 
auch diese Preissenkung 
nicht in vollem Umfang 
an den Zapfsäulen wie-
der. Dabei war der Roh-
ölpreis zwischenzeitlich 
sogar noch einmal deut-
lich gesunken.
Nicht nur in mir regte 
sich da sicherlich der 
Verdacht, die Mineralöl-

konzerne könnten hier 
ihre Markmacht scham-
los ausgenutzt haben.
Also fragte ich beim Bun-
deswirtschaftsministeri-
um nach, inwiefern das 
Bundeskartellamt diesem 
ins Auge springenden 
Verdacht nachging.
Während wir Bürger an 
den Tankstellen jeden 
Tag bluten, schien es die 
Regierung aber nicht 

sehr eilig zu haben, den 
Sachverhalt aufzuklären. 
Denn man erklärte mir, 
dass das Kartellamt eine 
so genannte Sektorunter-
suchung bei den Mineral-
ölkonzernen in die Wege 
geleitet habe. Erste Zwi-
schenergebnisse würden 
im Herbst vorliegen. 
Nun muss man wissen, 
dass eine Sektoruntersu-
chung gerade nicht be-

Alles okay bei den Spritpreisen! - Wirklich?
Das Bundeskartellamt als zahnloser Tiger

deutet, dass einem Ver-
dacht auf Marktmiss-
brauch nachgegangen 
wird. 
Inzwischen lesen wir von 
ersten Ergebnissen des 
Kartellamts. Demnach 
fand man „keine Hinwei-
se auf illegale Preisab-
sprachen der großen Mi-
neralölkonzerne“. Expli-
zite Preisabsprachen 
braucht es bei nur vier 

oder fünf Marktteilneh-
mern auch nicht, um 
Marktmacht auszunut-
zen. 
Dem Verbraucher stellt 
sich nun die Frage, ist 
das Kartellamt naiv oder 
fehlen ihm tatsächlich die 
Mittel und Möglichkei-
ten, uns vor der Gier 
marktbeherrschender 
Oligopole zu schützen?

Die Kritik an der Regie-
rungspolitik in Deutsch-
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fremdlicher. Ja, er hat 

inzwischen allen Grund, 
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nen Film im Saal des 
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dass die Besucher die 
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Der Dokumentarfilm ist auf YouTube abrufbar: 
https://www.youtube.com/watch?v=onkgPTPnNPc 

Die Bürger haben die Nase voll
Lebhaftes Demogeschehen in den Saale-Kreisen

Nicht nur in Berlin, auch 
in Thüringen und bei uns 
vor Ort in den Saale-
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Wochen sicher wieder 
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der zahlreichen Demons-
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Jetzt also doch LNG-Gas aus Katar. Aber für welchen Preis?
Selten war Doppelmoral so teuer

Stolz verkündete Robert 
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wiss nicht ohne Auf-
schlag erbringen wird. 
Mit anderen Worten, wir 
bekommen einen winzi-
gen Beitrag zu unserem 

Energiebedarf zu über-
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zu einem Zeitpunkt, zu 
dem wir unsere Energie-
probleme längst gelöst 
haben müssen, sonst sind 
bei uns zwischenzeitlich 
die letzten Lichter ausge-
gangen. 
Es gehört schon eine ge-
hörige Portion Chuzpe 
dazu, so einen Deal als 
Erfolg verkaufen zu wol-
len. Oder ist es inzwi-
schen nur noch die pure 
Verzweiflung, weil man 
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nisterium langsam be-
greift, dass grüne Träume 
regelmäßig an der Reali-
tät scheitern? 
Und war da nicht noch 
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Menschenrechten, wes-
wegen nicht Wenige in 

den letzten Tagen dazu 
aufgerufen hatten, die 
Fußball-Weltmeister-
schaft zu boykottieren?
Aber wenn es um die Ret-
tung der völlig missrate-
nen Energiepolitik geht, 
scheint das alles nicht 
mehr wichtig zu sein. 
Dann schaut man auch 
gerne über die 15.000 in 
Katar ums Leben gekom-
menen ausländischen Ar-
beiter und die fortlaufen-
den gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen 
hinweg.
Das alles wäre hinzuneh-
men, denn leider kann 
man sich in dieser Welt 
nicht immer aussuchen, 
mit wem man Geschäfte 
macht. Wäre da nur nicht 
dieser unangenehme Ge-
ruch von Doppelmoral. 

Denn verantwortlich für 
diesen Deal sind gerade 
jene, die zur Zeit unser 
ganzes Volk für ihre 
überhöhten moralischen 
Maßstäbe in Geiselhaft 
nehmen und damit unse-
re Zukunft aufs Spiel set-
zen. 
Sachzwänge lassen oft 
keine andere Wahl als 
schmerzhafte Kompro-
misse einzugehen. Das 
darf aber kein Freibrief 
für moralische Beliebig-
keit sein.

Wenn ungesehn und nun vorüber sind die Bilder 
Der Jahreszeit, so kommt des Winters Dauer
Das Feld ist leer, die Ansicht scheinet milder
Und Stürme wehn umher und Regenschauer.   

Als wie ein Ruhetag, so ist des Jahres Ende
Wie einer Frage Ton, daß dieser sich vollende 
Alsdann erscheint des Frühlings neues Werden
So glänzet die Natur mit ihrer Pracht auf Erden.

Friedrich Hölderlin

https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2022/_07/_26/Petition_136760.nc.html
https://www.youtube.com/watch?v=onkgPTPnNPc


Senkrecht Waagerecht

Für Thüringer Ratefüchse
Die Buchstaben in den markierten Feldern ergeben in der richtigen 
Reihenfolge das Lösungswort. Unter allen Einsendungen verlosen wir ein 
persönliches Treffen mit Michael Kaufmann, ganz privat bei ihm zuhause. 
Zusätzlich verlosen wir vier mal einen Kaffeebecher mit einem starken Slogan.  
(Der Rechtsweg ist ausgeschlossen)

Ich freue mich sehr, mei-
ne geschätzte Kollegin 
Christine Anderson, Mit-
glied des Europäischen 
Parlaments, am 3. Fe-
bruar 2023 zum gemein-
samen Bürgerdialog in 
Pößneck begrüßen zu 
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Keine Gemeinde ist da-
von verschont:
Die Folgen der desola-
ten Energiepolitik und 
der Russlandsanktionen 
bekommen alle Bürger 
direkt zu spüren. Das 
treibt die Menschen aus 
Sorge um ihre Zukunft 
auf die Straßen. 
Nach Schätzungen der 
Polizei beteiligten sich 
allein in Thüringen in 
den letzten Wochen 

mehrere Zehntausend 
Bürger in über 40 Städ-
ten an den Protesten. 
Darunter befanden sich 
selbstverständlich auch 
Mitglieder der Gemeinde 
und Stadträte, die diese 
Sorgen teilen. 
Die Proteste sind aber 
vor allem dem Thüringer 
Innenministerium ein 
Dorn im Auge: Georg 
M a i e r ( S P D ) w a r n t e 
schon früh vor den De-

monstrationen und for-
derte öffentlich auf, 
dass sich die Bürger 
nicht daran beteiligen 
sollten. 
Nun versuchte sein Mi-
nisterium zu verhin-
dern, dass die Proteste 
durch die Teilnahme 
von Amtspersonen auf-
gewertet werden könn-
ten. Dazu wurde ein 
Rundschreiben an alle 
Land kre is e u nd G e-
meinden verschickt, um 
die fraglichen Amtsträ-
ger zum Schweigen zu 
bringen.
Wir von der AfD neh-
men die Meinungsfrei-
heit ernst! Dieses Recht 
gilt auch für Bürger-
meister und Landräte. 
Die Probleme sind zu 
groß, als dass wir dazu 
schweigen könnten!
Das vollständige Schrei-
ben finden Sie auf mei-
ner Internetseite www.-
kaufmann-michael.de in 
der Rubrik Info

können. 
Frau Anderson ist vielen 
von Ihnen sicher bereits 
durch ihre flammenden, 
rhetorisch brillanten Bei-
träge in Straßburg und 
Brüssel bekannt. 
Im Rahmen des Bürger-

dialogs haben Sie selbst-
verständlich auch wieder 
die Möglichkeit, Ihre Fra-
gen und Anliegen per-
sönlich vorzutragen. 
Freuen wir uns auf einen 
informativen und ermu-
tigenden Abend.

Die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestags 
h a b e n s i c h a u c h i n 
diesem Jahr die Diäten 

wieder um rund 300 
Euro monatlich erhöht. 
Auch ich profitiere da-
von. Angesichts wach-

sender Not in unserem 
Land möchte ich dieses 
Geld einsetzen, um dort 
zu helfen, wo das Geld 
gerade dringender ge-
braucht wird.

Gemeinnützige Vereine 
und zivilgesellschaftliche 
Organisationen dürfen 
mich daher gerne an-
schreiben, ihre Arbeit 
kurz beschreiben und ich 
werde dann b is auf 
Weiteres jeden Monat ein 
Projekt auswählen, das 
ich mit 300 Euro un-
terstütze.

Es wird ein heißer Herbst 
der Pleiten. Im September 
haben die Firmeninsol-
venzen im Vergleich zum 
Vorjahresmonat um 34 
Prozent zugenommen.
Die explodierenden Ener-
giekosten, die gestiegenen 
Kosten für Löhne und 
Kreditzinsen und die sich 
eintrübende konjunkturel-
le Lage führen dazu, dass 
Inhaber von kleinen und 
mittelständischen Unter-
nehmen um ihre Existenz 
bangen.
Aus dem Wirtschafts-mi-
n i s t e r i u m h e i ß t e s , 
Deutschland kann ohne 
Gasmangellage durch den 
Winter kommen. Aber 
nur, wenn alle Verbrau-
cher  Gas einsparen, wei-
terhin Gas geliefert wird 
und der Winter nicht zu 
kalt wird. 
Unternehmen wie der 
Porzellanmanufaktur Kah-
la/ Thüringen GmbH, ge-
gründet im Jahre 1844, 
wurde der Gasliefervertrag 
seitens des Versorgers ge-
kündigt. Ohne Gas keine 
Produktion. Auch Eschen-
bach Porzellan in Triptis 
kapituliert vor den zu ho-

hen Energiepreisen und 
schließt endgültig. Das 
Gleiche gilt für die Fisch-
räucherei Cramer GmbH 
in Saalfeld, ehemals ein 
Betriebsteil des Fischkom-
binates Rostock.
Damit nicht noch mehr 
Unternehmen vor dem 
Aus stehen, fordert die 

AfD-Bundestagsfraktion, 
die Sanktionen gegenüber 
Russland aufzuheben und 
Nord-Stream 2 zu öffnen. 
Die Mittelständischen Un-
ternehmen müssen unver-
züglich von den nicht zu 
stemmenden Energieprei-
sen entlastet werden. 

Pleitewelle droht nicht mehr - sie findet statt! 
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Die nächste Ausgabe von Kaufmann aktuell erscheint im März/
April 23 mit einer Auflage von 60.000 Exemplaren.

Einen Leserbrief senden oder eine Anzeige schalten können 
Sie gerne bei Herrn Falko Graf unter:0157-53594614 
oder E-Mail: michael.kaufmann.wk@bundestag.de

V.i.S.d.P. und Kontakt:
Prof. Dr.-Ing. Michael Kaufmann, MdB
Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1 - 11011 Berlin
Tel.: +49 (0)30 227 73557
Fax: +49 (0)30 227 23 73557
E-Mail: michael.kaufmann@bundestag.de

Ich wünsche Ihnen allen von Herzen Kraft und Zuversicht, ein gesegnetes und 
unbeschwertes Weihnachtsfest und einen hoffnungsvollen Ausblick auf das Jahr 2023. 
Ihr Vertreter im Bundestag Prof. Michael Kaufmann

Ich  möchte mich bei der 
Leitung und besonders 
bei unserem Abgeordne-
ten Dr. Michael Kauf-
mann bedanken, dass 
ich an dieser sehr schö-
nen und interessanten  
Fahrt nach Berlin teil-
nehmen konnte. Wäh-
rend dieser  dreitätigen 
Fahrt hatte man ausrei-

chend Zeit und Gelegen-
heit einen politischen 
Gedankenaustausch un-
tereinander zu gestalten. 
Das stärkt unsrere Kraft, 
um unsere Interessen 
und politischen Meinun-
g e n i m m e r s t ä r k e r 
durchzusetzen.
Die AfD wird sich in der 
Zukunft bestimmt weiter 

festigen und ihre Inhalte 
und Zielstellungen errei-
chen. Die Tendenz ist 
für uns positiv. Immer 
mehr erkennen das die 
AfD eine starke Kraft ist 
und nicht mehr von der 
politischen Bühne weg 
zu denken ist. 
Noch einmal herzlichen 
Dank an die beiden Or-

ganisatoren, die uns vor 
Ort bekleidet hatten,  sie 
haben sehr gute Arbeit 
geleistet und besonders 
an sie Herr Michel Kauf-
mann meinen Abgeord-
neten im Wahlkreis die 
Besten Wünsche und 
Grüße. 

Dietrich Burkhart

Ein zufriedener Teilnehmer der letzten Bundespressefahrt

Es gibt ein Bleiben im Gehen 
ein Gewinnen im Verlieren
im Ende einen Neuanfang 
(Japanisches Sprichwort)


